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Wir sind die Wenden: Energie  •  Klima  •  Mobilität  •  Gesellschaft  

Dauerlager
Bis zu hundert Jahre könnte 
strahlender Atommüll in Trans-
portbehältern gelagert werden 
müssen. In Zwischenlagern, 
die aktuellen Sicherheits-
anforderungen nicht genügen.

Dauerbrenner
Das Hamburger Literaturfestival 
Lesen ohne Atomstrom hat die 
Greenwashing-Kampagne von 
Vattefall zu Fall gebracht. Ein In-
terview mit den Gründern der 
etwas anderen Bürgerinitiative.

Dauerthema
Im Zuge der weltweiten Klima-
verhandlungen will eine star-
ke Lobby wieder einmal die Re-
naissance der Atomkraft einläu-
ten. Das Bündnis Don’t nuke the 
climate stemmt sich dagegen.
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Grußwort
Straßenpflaster erdet

In den Tagen des Weltklimagipfels in 
Bonn sind unseren unermüdlichen 
Investigativ-Reportern im launigen 
Rheinland interessante Thesen zu Oh-
ren gekommen.

So schließt sich die BI der Meinung ei-
nes Passanten an, dass ein nuklearer 
Erstschlag der Amerikaner auf Nord-
korea zu einer bewussteren Wahrneh-
mung der Gefahren von Atomkraft 
führen wird. Der Passant unterstrich 
dabei, dass der verrückte Trump da 
mal ruhig einfallen solle. Dann erst 
würden die Menschen verstehen, 
welche katastrophalen Folgen die 
Atomkraft hat. 
Wir unterstützen auch die Meinung, 
dass wir mit dem Thema Atomkraft 
schon längst durch wären, wenn die 
BI nur die Filter in Merkels Kopf durch-
drungen hätte. Leider sind wir daran 
bis heute gescheitert!
Wir teilen zudem die Einschätzung, 
dass alle Atomkraftwerke sofort wie-
der angefahren werden sollten. Die 
dadurch sofort steigende Müllmen-
ge wird dazu führen, dass die Bürger/ 
-innen der BRD das ausweglose Aus-
maß der Atommüllmenge erkennen 
und dadurch das Bewusstsein er-
langen, dass die Atomkraftnutzung 
falsch ist. Zudem müsste viel mehr 
Atommüll in Gorleben stehen, da da-
durch der Druck auf die Öffentlichkeit, 
ausgehend vom Wendland, maßgeb-
lich erhöht werden würde.
Die BI teilt die These, dass CO2 die 
Menschen umbringen wird. Atom-
kraft nicht! Woher solle man auch 
den Strom nehmen, wenn Kohle und 
Atom abgeschaltet sind? Die BI betei-
ligt sich daher an der Kampagne des 
Passanten, „dass Ihr die Atomkraft 
noch vermissen werdet!” 
Und schließlich unterstützt die BI ei-
nen Geologen, der die CO2-Emmis-
sionen nur teilweise den Menschen 
zuschreibt. Entgegen der Panik vom 
menschengemachten CO2-Ausstoß, 
sei der natürliche Ausstoß nicht zu 
unterschätzen! Es werde schließlich 
auch aus der Natur heraus CO2 em-
metiert, zum Beispiel aus Vulkanen. 
Daher fordern wir proaktiv: Verbot 
aller Vulkane und deren Ausbrüche!

Ein gutes neues Jahr 2018 ...
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Vorsitzender der

BI Lüchow-Dannenberg

ten jetzt neuerdings vermehrt 
Fake-Umweltinitiativen aus dem 
„anglophonen“ Raum und Lob-
byisten der IAEO auf, die Schwel-
lenländern weismachen wollen, 
„saubere Kohle und Atom“ seien 
„ethisch“ gebotene Alternativen. 
Dank internationalen Aktivist/ 
-innen aus den verseuchten 

Uranabbauregionen und den betroffenen Gebieten, 
sowie der breiten Koalition „Don’t nuke the clima-
te“, die von Günter Hermeyer von der Bürgerinitiati-
ve seit Beginn des Jahres koordiniert wurde, gelang 
es vor Ort, an den Pavillions der Atomlobby dringend 
gebotene Gegeninformation und kritische Öffentlich-
keit zu erzeugen.
Auch auf Veranstaltungen zur Endlagersuche erschei-
nen neuerdings gerne die „Nuklearier“, in die Jahre 
gekommene Ingenieure der Atomindustrie, denen es 
noch nicht reicht, die Überreste ihrer einst so einträg-
lichen Hybris-Spiele der gesamten Gesellschaft und 
allen zukünftigen Generationen aufzulasten, sondern 
die nun auch um ihr Lebenswerrk bangen und mittels 
kruden Phantasien von Partitionierung und Transmu-
tation versuchen, den Zugriff auf das Wirtschaftsgut 
Atommüll zu wieder zu erlangen. Die Reaktorgenera-
tion IV lässt grüßen.
Was tun wir dagegen? Alles und noch viel mehr. Die 
Gorleben Rundschau in frischem neuen Layout; in 
neuem Papier für sattere Farben und dennoch alles 
Umweltschutzpapier und Umweltdruckerei (ja, das 
geht!); neu und regelmäßig im Feuilleton: die Vor-
stellung von Literatur zu unsren Themen und  die 
Besprechung eines Protestsongs (zum Nachsingen 
natürlich!); (fast) immer das Büro geöffnet, und na-
türlich sehen wir uns: schon beim Neujahrsempfang 
oder auch sonst bei zahlreichen nachhaltigen Out-
door-Aktivitäten. Machen Sie doch auch mal eine!

Mit einem Castortransport neigt 
sich das immer noch nukleare 
Jahr 2018 zuende. Ja, Sie haben 
richtig gelesen: Noch schnell vor 
Weihnachten brachte der Staats-
Atomkonzern EnBW den be-
reits fünften und vorerst letzten 
Transport auf dem Neckar von 
Obrigheim nach Neckarwest-
heim, nachdem Hochwasser die 
risikofreudige Verschiffung von  
69 hochradioaktiven plutonium-
haltigen Brennelementen durch 
dichtbesiedetes Gebiet für Wo-
chen verhindert hatte. Derweil 
veröffentlichte das Bundesamt 
für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit ein buntes Mitmach-
heft in welchem nach dem Prinzip 
„Ene mene muh...“ ein Endlager in 
Deutschland gesucht werden soll 
(allen Ernstes!) Sehen Sie es mir 
nach, dass mein Kopf gleich „... 
und wie alt bist du?“ assoziierte 
und über die über 40 Jahre Gorle-
ben nachsann: schon älter, als das 
Zwischenlager und die Lagerbe-
hälter überhaupt genehmigt sind.
Auf den Klimakonferenzen tauch-
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Meldungen

www.Gorleben-Archiv.de

Unsere Geschichte
Aussagen kritischer Wissen-
schaftler zum Thema Gorle-
ben wurden in den zahlrei-
chen Anhörungen grundsätz-
lich als unqualifiziert abgetan.
Dabei schreckte man vor Verun-
glimpfung unliebsamer Profes-
soren nicht zurück. So erging es 
auch dem Geologen Prof. Klaus 
Duphorn vor vielen Jahren. 
Nach der Standortbenen-
nung Gorlebens wurde er von 
der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (PTB) beauf-
tragt, ein Gutachten zur  Erkun-
dung der hydrogeologischen
Verhältnisse und der Geolo-
gie der Deckschichten über 
dem Salzstock zu erstellen. 
Doch seine Beurteilung fand bei 
den Betreibern keinen Anklang. 
Seine Expertise mündete in zehn 
Thesen, die alle mit den Wor-
ten begannen: „Wir können 
nicht für einen Salzstock plädie-
ren …“ Sie gipfelten in dem Ab-
schlusssatz: „…können wir nur 
einen Ratschlag geben: Erkun-
dung anderer Lagerstätten.“ 
Duphorn kam zu der Erkennt-
nis , der Salzstock sei für radio-
aktive Abfälle völlig ungeeignet.
Dies entwickelte sich zu einer 
ernsthaften Gefahr für seine wis-
senschaftliche Reputation. Die 
PTB und das Bundesministeri-
um für Forschung und Technolo-
gie werteten die Ergebnisse als 
bloße Behauptungen, es wur-
den Zweifel an Duphorns Quali-
fikation geäußert. Der Wissen-
schaftler hätte darüber hinaus 
seine Befugnisse überschritten.
Sein Auftrag wurde nicht ver-
längert. Man schickte ihn in 
die Eiswüste der Antarktis. 
2010 sagte Duphorn im Gorleben-
Untersuchungsausschuss aus 
und äußerte die Zweifel an der 
geologischen Eignung des Salz-
stocks von Gorleben als Endla-
ger für Atommüll erneut. (bh)

Recht I
Klage gegen AKW Gundremmingen
Anfang Dezember hat Greenpeace beim Baye-
rischen Verwaltungsgerichtshof in München ei-
ne Klage auf Entzug der Betriebsgenehmigung 
für das Atomkraftwerk Gundremmingen einge-
reicht. Das AKW sei unzureichend gegen terroris-
tische Angriffe geschützt. Der Betonmantel bei-
der Reaktoren sei zu dünn, um gegen den Ab-
sturz größerer Verkehrsmaschinen geschützt zu 
sein. Auch das Lagerbecken für genutzte Brenn-
stäbe weise Sicherheitsmängel auf und wür-
de im Falle eines Flugzeugabsturzes große Men-
gen Radioaktivität freisetzen. Das österreichi-
sche Umweltbundesamt kritisiert in einer Stu-
die, dass die außerhalb des Sicherheitsbehäl-
ters liegenden Abklingbecken in Gundremmin-

gen ein besonderes Risiko dar-
stellten. Trete Wasser aus dem 
Becken aus, so dass die Brenn-
elemente trocken fielen, kön-
ne ein Vielfaches der Radioakti-
vität der Atomkatastrophe von 
Tschernobyl freigesetzt werden. 
„Gundremmingen stellt ein 
massives Sicherheitsrisi-
ko dar“, sagt Heinz Smital, 
Kernphysiker und Atomex-
perte von Greenpeace. „Das 
AKW muss sofort vom Netz, 
denn es gefährdet hundert-
tausende Menschen.“ (pm)

Recht II
Akten freigegeben

Der österreichische Um-
weltminister Rupprech-
ter traf bei der Kli-
makonferenz auch Ver-
treter von Anti-Atom-
NGOs. „Wir werden un-
seren Ratsvorsitz 2018 

dazu nutzen, gegen 
Atomenergie zu kämp-
fen.” Atomenergie sei 

keine nachhaltige Ener-
gieform, hinterlasse 
der nächsten Genera- 
tion atomaren Abfall.

Birgit Huneke
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Der ehemalige niedersächsische Umweltmi-
nister Stefan Wenzel (Grüne) hat ältere Ak-
ten des Ministeriums zum Bergwerk Gorle-
ben und zur Schachtanlage Asse dem Nie-
dersächsischen Landesarchiv ausgehän-
digt. Durch die Archivierung werden die Un-
terlagen für Dritte zugänglich gemacht. 
 „Wir wollen für Transparenz sorgen. Die in-
teressierte Öffentlichkeit und die Wissen-
schaft sollen sich selbst ein Bild machen 
können“, sagte Wenzel nach der Überga-
be im Oktober. „[Damit] lassen sich Prozes-
se nachvollziehen, die zu den jeweiligen po-
litischen Entscheidungen beim Bergwerk 
Gorleben und der Asse geführt haben.“ 
Mittlerweile wurden alle Gorleben-Akten 
des Umweltministeriums, die zwischenzeit-
lich dem parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss überstellt waren, dem Staatsar-
chiv überlassen. Das betraf Akten bis zum Jahr 
1996. Derzeit wird noch geprüft, welche Ak-
ten jüngeren Datums ebenfalls schon dem 
Staatsarchiv überstellt werden können. Wen-
zel fordert zudem, dass auch andere Behör-
den ihre diesbezüglichen Aktenbestände prü-
fen und Transparenz ermöglichen. (pm)
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BI-Büro
Aktion und Politik

Die Aktion „Thesenanschlag zu 
Hannover“ eröffnete die politi-

schen Aktivitäten zum Jahresen-
de. Am Reformationstag versam-
melten sich niedersächsische An-

ti-Atom-Initiativen in Hannover, 
um mit Forderungen noch einmal 
Druck auf die anstehenden Koali-
tionsverhandlungen auszuüben. 
Die symbolträchtige Aktion wur-

den mit der Ankündigung verbun-
den, dass man beim neuen Um-
weltminister Lies mit der Tür ins 

Haus fallen werde, sollte man sei-
tens der Politik untätig bleiben. 

Der November stand dann ganz 
im Zeichen der Weltklimakonfe-
renz in Bonn. Im Bündnis „Don´t 

nuke the climate“ trat die BI 
mit internationalen Partner/-in-
nen in Erscheinung, um gegen 

die Atomkraft als klimascho-
nende Energieform aufzuklä-

ren. Äußerst erfolgreich verlie-
fen die Großdemonstrationen 

und die Aktion „Ende Gelände“. 
Zur Demo am 11.11 reiste sogar 
ein Bus aus dem Wendland an.  
Während die Vorstandsmitglie-
der in längeren Sitzungen über 
den Fortgang der Zwischenla-
gerung debattierten und Posi-
tionen entwickelten, beende-

te das Infostand-Team ihre Jah-
resaktivitäten mit einem Stand 

auf dem Weihnachtsmarkt in 
Gartow, wo gebrannte Mandeln 

und beliebte Widerstandsarti-
kel erworben werden konnten. 
Auch an den Feiertagen blieb 

der Widerstand im Wendland ak-
tiv. Der so genannte Sonntags-
spaziergang umrundete am 24. 

und 31. Dezember das Bergwerk 
in Gorleben und traditionell ob-

liegt die erste Versammlung des 
neuen Jahres der BI. Der Neu-

jahrsempfang eröffnet regelmä-
ßig den Protest für das kommen-
de Jahr und erfreut sich bei den 

Menschen in der Region nach 
wie vor großer Beliebtheit. (tk)

Recht III

Im Rahmen der in der Schweiz 
stattfindenden Suche nach ei-
nem Endlagerstandort kann 
auch die deutsche Öffentlichkeit 
zu den möglichen Standortge-
bieten Stellung nehmen.
Bürger/-innen haben noch bis 
zum 9. März die Möglichkeit, 
sich an dem öffentlichen Anhö-
rungsverfahren zu den bisheri-
gen Ergebnissen zu beteiligen.
Die Einwendungen finden Be-
rücksichtigung bei der Entschei-
dung des Schweizer Bundesrats 
über die Standorte der künfti-
gen Tiefenlager. Auch die Bun-
desrepublik Deutschland, einzel-
ne Bundesländer und Gemein-

Deutsche Einwendungen auch in der Schweiz möglich

Torben Klages

den können Einwendungen einreichen. Die we-
sentlichen Unterlagen liegen in Deutschland in 
den Bibliotheken des Bundesumweltministeri-
ums in Berlin und Bonn aus. Sie können zudem 
in den Landratsämtern der Landkreise eingese-
hen werden, die unmittelbar an die möglichen 
Standortgebiete angrenzen, nämlich Waldshut, 
Schwarzwald-Baar-Kreis und Konstanz, sowie im 
zuständigen Amt in der Stadt Blumberg. In der 
Schweiz wird seit 2008 nach jeweils einem End-
lager für schwach- und mittelradioaktive sowie 
für hochradioaktive Abfälle gesucht. Derzeit gibt 
es sechs mögliche Standorte für ein Tiefenlager 
für schwach- und mittelradioaktive Abfälle: Jura-
Südfuss, Südranden, Wellenberg, Jura Ost, Nörd-
lich Lägern und Zürich Nordost. Die drei letztge-
nannten Standorte kommen auch für eine Einla-
gerung hochradioaktiver Abfälle infrage. (pm)

Recht IV
Stilllegung machbar
Das Bundesumweltministeri-
um (BMUB) hat in zwei Gutach-
ten von Fachjuristen prüfen las-
sen, unter welchen rechtlichen 
Voraussetzungen eine Stillle-
gung von Atomfabriken durch 
den Gesetzgeber möglich wäre. 
Die Urananreicherungsanlage 
im nordrhein-westfälischen Gro-
nau und die Brennelementefab-
rik im niedersächsischen Lingen 
versorgen Atomkraftwerke in al-
ler Welt – darunter auch die ho-
chumstrittenen Pannenreakto-
ren wie die in Cattenom (Frank-
reich) oder in Tihange und Do-
el (Belgien). Die aktuellen Gut-

achten kommen zu dem Ergebnis, dass eine Still-
legung „mit hoher Wahrscheinlichkeit” möglich 
wäre – im Einklang mit dem Verfassungsrecht, 
mit dem Völkerrecht und mit dem Europarecht.
Darüber hinaus, sei in Gronau „eine entschädi-
gungslose Beendigung der Urananreicherung” so-
gar mit internationalen Verträgen vereinbar, „so-
weit sie ein Risiko für Menschen und Umwelt dar-
stellt”. Für den Fall, dass infolge einer Stilllegung 
ein Schiedsgericht angerufen wird und dieses den 
Vertrag über die Energiecharta anwendet, sei damit 
zu rechnen, dass sie für rechtmäßig erachtet wird, 
wenn Übergangsregelungen oder eine Entschädi-
gungszahlung als Ausgleich für verlorene Investiti-
onen und entgangene Gewinne vorgesehen wären.
Mit den Gutachten kam das BMUB einer Bitte der 
Konferenz der Landesumweltminister nach. (pm)

Gaszentrifugenkaskade in der Urananreicherungsanlage in Gronau
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Nachgetreten
Karneval in Gorleben
Wie’s sich anhört, ist wohl Nie-
mand an ’nem Schweigegelüb-
de interessiert. Auch gut, weil’s 
voll auf die Laune geht und diese, 
samt menschlicher Lebensgrund-
lage, rasant bergab steuert. Dem 
Punk und mir ist das zwar nicht 
egal, doch ... na, egal. Ist ja nicht 
seine und nicht meine Erde. Da 
kommt Stimmung auf. 
Die Närrische Zeit beziehungs-
weise die Zeit der Narren scheint 
Dauerzustand zu sein. Aber: Sind 
„wir“ so viel anders närrisch als 
besagte Zeit oder die „Anderen“? 
Dazu fällt ’ne Situation von vor 
Jahren ein:
Der wendländische Widerstand 
blockiert – mal wieder. Wir stehen 
nahe der Gorlebener Kreuzung, 
dicht dem Atommafia-Info-Dings-
bums.
Ein Gerücht geht um: Unter den 
Kradmeldern soll ein Pozilei-Spit-
zel sein. Der erstbeste Kradmel-
der muss als Opfer dienen und 
wird vom Blockierermop blo-
ckiert (wat sonst?) und einge-
kesselt. Kessel? Kommt bekannt 
vor. Diensteifrig wird „Abstei-
gen“ befohlen. Ohne zu wissen, 
wer er wirklich ist, wird er so-
fort als überführter Spitzel be-
handelt. Sein Starterschlüssel 
wird wie selbstverständlich kas-
siert, als wär’s unser Eigentum. 
Das man sämtliche Papiere sehen 
will, lässt darauf schließen, dass 
wir pozileiliche Arbeit können. Je 
mutiger sich die Meute gibt, des-
to mehr schrumpft der angereis-
te Kradmelder ängstlich zusam-
men. Toll, so soll’s ja auch sein, 
oder?Letztendlich ein Fehlalarm, 
wie das Handeln der Meute selbst 
Fehler war.
Und ’ne Entschuldigung beim Op-
fer? Ach nee, wo kämen wir denn 
hin? Man lässt sich doch nicht zu 
Narren machen. 
Das macht man schon ganz von 
selbst.(bodo)

Forschung
Salzstöcke als Batterien?
Der Energieanbieter EWE und Forscher der Uni Je-
na sind dem Ziel einer Strom-Speicherung in Salz-
stöcken einen Schritt näher gekommen. Versuche 
belegen, dass die riesigen unterirdischen Hohlräu-
me mit Hilfe eines Gemisches aus Salzwasser und 
elektrisch aufgeladenen Kunststoffteilchen als gro-
ße Batterie genutzt werden können. In sechs Jah-
ren soll die erste derartige Anlage in Betrieb gehen.
„Es besteht damit die Möglichkeit, etwas Revoluti-
onäres zu machen, und Deutschland wieder zu ei-
nem Batterie-Land zu machen”, sagte der Jenaer 
Chemiker Ulrich Schubert am Mittwoch in Berlin.

EWE will mit der Technik über-
schüssigen Windstrom spei-
chern und so die Energiewen-
de in Deutschland voranbrin-
gen. Das Speichern ist notwen-
dig, weil Solar- und Windstrom 
anders als Kohle- oder Atom-
strom nur bei passendem Wetter 
in großer Menge entsteht – aber 
noch nicht ausreichend für Zeiten 
mit wenig Erzeugung zwischen-
gespeichert werden kann. (dpa)

Ehrung
Award für Hanna Poddig

Im November hat die Stiftung ethecon mit 
dem Blue Planet Award 2017 die Umwelt- 
und Friedensaktivistin Hanna Poddig ge-
ehrt. „Hanna Poddig handelt mutig, konse-
quent, unbestechlich und integer. Sie leis-
tet zivilen Widerstand, setzt sich in Gegen-
satz zu herrschenden Normen und Geset-
zen und nimmt im Extrem Strafen und Nach-
teile für Leib und Leben beziehungswei-
se die eigene Existenz auf sich. Sie zeigt 
das, was gemeinhin soziale Verantwor-
tung und Zivilcourage genannt wird”, heißt 
es in einer Pressemitteilung. Die Lauda-
tio wurde gehalten von Kerstin Rudek von 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg. 
Mit dem Internationalen ethecon Blue Pla-
net Award werden seit 2006 Menschen ge-
ehrt, die in herausragender Weise mensch-
liche Ethik im Spannungsfeld Ethik und Öko-
nomie schützen und verteidigen und sich 
derart für den Erhalt und die Rettung un-
seres Blauen Planeten einsetzen. (pm)

Bodo
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Jubiläum
350. Mahnwache
So ist das bei einem 40-jährigen 
Widerstand, irgendwann gibt es 
ein Jubiläum nach dem ande-
ren. So geht es erst recht dem 
Gorlebener Gebet, dem Sonn-
tagsspaziergang rund um die 
Atomanlagen und der Fukushi-
ma-Mahnwache, die jeden Mon-
tag um 18 Uhr auf dem Dannen-
berger Marktplatz zusammen-
kommt: am 27. November war 
das zum 350. Mal der Fall. „Das 
sind die sichtbaren Zeichen da-
für, dass sich Gorleben noch 
lange nicht erledigt hat”, kom-
mentiert die Bürgerinitiative Lü-
chow-Dannenberg. „Und es sind 
die Markenzeichen des sprich-
wörtlich langen Atems der Pro-
testszene im Wendland. (we)

!16 Zeilen hat das Kapitel Kernener-
gie und Endlagerung atomarer Abfäl-
le im Koalitionsvertrag der nieder-
sächsischen GroKo. Der Umgang mit 
Wölfen beansprucht 35 Zeilen. „So-
viel zur Gewichtung”, merkt die Bür-
gerinitiative Lüchow-Dannenberg an.
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Wandel im Wendland
Solidarische Landwirtschaft
Gilt diese ewige Leitlinie des Le-

bens im Wendland noch? Nein! 
Vorrangig ist nicht gesundes 
Essen und auch nicht die Ge-

sundheit der Erde; viele As-
pekte sind eher ungesund. 

Der Mensch wirtschaftet runter, 
er ist Reduzent in der Ökologie. 

Als Produzent im ökonomi-
schen Sinne machen wir Pflan-

zen und Tiere schlechter, als sie 
von Natur aus sind: verlieren In-

halte, verändern Eigenschaf-
ten, schaffen Massen, techni-
sieren sie, opfern die Klasse – 

aus monetären Gründen – und 
mit Wucht dreht die Produkti-

on die Erde zur Scheibe ab.
Die Insekten steigen aus. Zivi-
lisationsprozesse sind ursäch-

lich für das 6. große Arten-
sterben rund um die Fleisch-
fabrik Deutschland. Bioindi-
katoren für unsere Gesund-

heit sterben stumm. Korreliert 
man deren Gesundheit mit un-
serer, erschrickt man: Immun-

schwäche ... trifft uns auch! 
Die Gesellschaft weiß drum, 

aber isst, was fast nichts kos-
tet, außer: die Gesundheit!

Die SOLAWIS, Erzeuger-Verbrau-
chergemeinschaften, bieten ge-

sundes Essen. Saisonale Le-
bensmittel, die mit hohem An-
spruch ortsnah kultiviert wer-

den: gute alte Sorten, alte Tier-
rassen, gesunde Böden – oh-

ne Kunstdung und Pestizide 
und im Einklang mit der Natur.

Es ist ein gemeinsamer Zugang 
zum Boden, den man klug nutzt, 
Bestäuberinsekten bedient, sa-

menfeste Sorten sichert, die 
mehr sind als sie scheinen: ei-

ne Kulturökologie ist die Zu-
kunft von gesundem Essen. 

Es ist unser Zugang zu Pflan-
ze, Tier und regionalen Resili-
enz. Werdet Partner der Viel-

falt einer gemeinsamen Er-
nährungssouveränität. (jk)

Die Landesbehörden haben der 
Bundesgesellschaft für Endla-
gerung mbH (BGE) auf die erste 
Datenabfrage im Standortaus-
wahlverfahren für ein Endlager 
für hochradioaktive Abfälle ge-
antwortet. „Mit den vorliegenden 
und konstruktiven Antworten be-
ginnt jetzt die schwierige Aufgabe 
der Auswertung und Anwendung 
der Daten“, sagte BGE-Geschäfts-
führerin Ursula Heinen-Esser. 
Prompt reagierte die Bürgerini-
tiative Lüchow-Dannenberg (BI). 
Die Umweltinitiative forderte von 
der BGE größtmögliche Transpa-
renz von Anbeginn: „Die Auswahl 
der Daten bleibt bekanntlich den 
Landesbehörden überlassen, so 
können auch Daten zurückhalten 
oder entsprechend aufbereitet 
werden, um den Kelch bei der 
Endlagersuche an ihrem jeweili-

gen Bundesland vorbeigehen zu lassen.“ Die BGE – 
Geschäftsführerin Heinen-Esser selbst äußerte sich 
besorgt dazu: „Wir sind allerdings etwas besorgt, 
dass viele Daten nur analog, also in Papierform, 
vorliegen.“ Denn das könne zu zeitlichen Verzöge-
rungen führen, befürchtet die BGE-Geschäftsfüh-
rerin. Gleiches gelte für die zum Teil unterschiedli-
chen Qualitäten der Datenlieferungen. Zu fragen sei 
auch, so die BI, wie die Vergleichbarkeit der Daten 
hergestellt werden könne, die in unterschiedlichen 
Jahrzehnten erhoben wurden, in Ost und West und 
gar mit unterschiedlichen Methoden und Fragestel-
lungen. Die Umweltinitiative monierte, dass völlig 
unklar sei, ob der Zugriff auf die Daten privatrn 
Firmen überhaupt gewährleistet ist.
Die BI wandte sich zudem mit der Frage an die BGE, 
ob ein Einbruchsee über einem Salzstock, was bei 
dem Salzstock Gorleben-Rambow mit dem Rudo-
wer See der Fall ist, nun endlich als Ausschlusskri-
terium anerkannt und angewendet werde: „Vor der 
Wende endeten die geologischen Karten immer an 
der Elbe als Grenze zur DDR, wohlwissend, dass der 
Salzstock auf der DDR-Seite weiterverläuft.“ (we)

Jörg Knaak

Endlagersuche
Ermittlung von Ausschlussregionen hat begonnen

In eigener Sache
GR in neuem Gewand
Seit dieser Ausgabe erscheint die Gorle-
ben Rundschau (GR) mit überarbeitetem 
Layout und auf einem neuen Papier, 
das Farben satter darstellen kann. „Bei 
der Auswahl war uns wichtig”, so Re-
dakteur Andreas Conradt, „dass die 
Anmutung verbessert, der Umwelt-
schutz aber nicht verschlechtert 
wird.” Auch nach der Umstellung 
kommt zertifiziertes Umwelt-
schutzpapier zum Einsatz. Neu 
ist auch, dass die GR künftig re-
gelmäßig ein Feuilleton bieten 
und zudem ausgewählte Ar-
tikel mit einer so genannten 
Creative-Commons-Lizenz 
für den kostenfreien Nach-
druck freigeben wird. An-
gaben dazu können 
dem Impressum ent-
nommen werden. (gr)

Das Auswahlverfahren für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle hat begonnen
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Zwischenlagerung

E
ine neue Studie 1 des 
Bunds für Umwelt und 
Naturschutz will die drän-
genden Fragen bei der La-

gerung von Atommüll bis zur Er-
richtung eines „Endlagers” be-
leuchten. Der BUND fordert dar-
in die Überprüfung des deutschen 
Atommüllzwischenlager-Kon-

zepts. Die Atomsicherheitsex-
pertin Oda Becker kommt 

in ihrer Studie zu dem Er-
gebnis, dass Sicherung 
und Sicherheit der 
Atommüllzwischen-
lager problematisch 
sind. Defizite sieht 
die Studienautorin 

unter anderem bei 
fehlenden Reparatur- 

und Inspektionsmöglich-
keiten und bei dem unzurei-

chenden Schutz gegen poten-
zielle Terroranschläge. Außerdem 
würden die Zwischenlager deut-
lich länger als geplant und bis-
her genehmigt in Betrieb bleiben 
müssen, weil mit der Einlagerung 
des Atommülls in ein tiefengeolo-
gisches Lager erst ab 2050 oder 
deutlich später begonnen werden 
könne. Dies bringe neue Risiken. 

Der BUND verlangt von den zu-
ständigen Politikern in Bund und 
Ländern, diese Probleme endlich 
offen zu thematisieren. Dazu der 
Vorsitzende Hubert Weiger: „Es 
muss Schluss sein mit einer Poli-
tik des Durchwurschtelns. Ange-
sichts der zunehmenden Sicher-
heitsrisiken brauchen wir einen 
breiten öffentlichen Diskurs un-
ter Beteiligung der Menschen an 
den Zwischenlagerstandorten. Zu 
diskutieren ist, wie die Zwischen-
lagerung weitergehen soll, wel-
che Nachrüstungen erforderlich 
sind und ob eventuell verbesser-
te Neubauten die alten Lager er-
setzen müssen.“

» Hunderte Castoren

Behälter mit hoch radioaktivem 
Atommüll stehen in den zent-
ralen Zwischenlagern in Gorle-
ben, Ahaus und Lubmin. Dane-
ben gibt es zwölf weitere Stand-
ortzwischenlager bei den Atom-
kraftwerken (AKWs) und das Be-
hälterlager in Jülich. Trotz Nach-
rüstungen an einigen Zwischenla-
gergebäuden sei der Terrorschutz 
unzureichend. „Eine bewaffnete 

Analyse Viele Experten halten den Zeitplan für die Suche nach einem „Endlager” – Be-
nennung eines Standorts bis 2031, Inbetriebnahme 2050 – für zu optimistisch. Die Frage 
wird demnach immer drängender: Welche Konsequenzen ergeben sich daraus, dass mit 
einer Endlagerung von insbesondere hochradioaktiven Abfällen ab dem Jahr 2050 nicht 
wirklich zu rechnen ist? Wenn rund 1900 Castorbehältern bis zu hundert Jahre aufbe-
wahrt werden müssen, wenn also aus der Zwischenlagerung eine Dauerlagerung wird? 
Mitarbeit: Asta von Oppen, Wolfgang Ehmke, Andreas Conradt

Probleme undGefahren
bei der deutschen Zwischenlagerung

Die Zwischenlager 
werden deutlich länger 
als geplant und bisher 
genehmigt in Betrieb 

bleiben müssen
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der fehlenden Erfahrungen mit Al-
terungseffekten bedürfe es um-
fangreicher Forschung und der 
Inspektion der Behälter. An allen 
Zwischenlagerstandorten fehlten 
nach Stilllegung der Atomkraft-
werke Möglichkeiten zur Repara-
tur schadhafter Castorbehälter. 
Diese würden auch benötigt, um 
wegen der längeren Zwischenla-
gerungsdauer mindestens stich-
probenweise den Zustand von Be-
hälterinventaren und Behälterin-
nenkomponenten zu prüfen. Oda 
Becker: „Es sollten an allen lang-
fristigen Zwischenlagerstandor-
ten während der gesamten zu er-
wartenden Betriebszeit „Heiße 
Zellen“ vorhanden sein, in denen 
Reparaturen der Behälter sowie 
die Überprüfungen von Inventar 
und Einbauten im Behälterinnen-
raum möglich sind.“
Vor dem Hintergrund der vorlie-

genden Ergebnisse fordert der 
BUND vom Bundestag, die längst 
überfällige öffentliche Debatte 
über die Atommüllzwischenla-
gerung zu starten.
„Wer Vertrauen in ein neues 
Suchverfahren für ein Atom-
müll-,Endlager’ aufbauen will, der 
muss auch die derzeitigen Zwi-
schenlagerprobleme offen disku-
tieren und unter Beteiligung der 
aktuell Betroffenen das Atom-
müllzwischenlagerkonzept über-
prüfen“, fordert der BUND-Vor-
sitzende Hubert Weiger.
Als ersten wichtigen Schritt gel-
te es, die jetzt anstehenden Ge-
nehmigungsverfahren für die Auf-
nahme der Castorbehälter aus der 
Wiederaufarbeitung in vier Stand-
ortzwischenlager mit Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) 
und breit angelegter Öffentlich-
keitsbeteiligung durchzuführen.

und entschlossene Terrorgruppe 
ist nach wie vor in der Lage, in die 
oberirdischen Zwischenlager ein-
zudringen“, so Becker. Auch mit 
Blick auf die erwarteten, langen 
Lagerzeiträume müsse eine deut-
liche Verbesserung des Schutzes 
gegen Terrorangriffe erfolgen.
Die Sicherheitsnachweise für die 
Castorbehälter in den Zwischenla-
gern sind nur für vierzig Jahre ge-
führt worden. Bei einer verlänger-
ten Zwischenlagerung könnten 
Alterungseffekte negative Aus-
wirkungen auf die Sicherheit der 
Zwischenlager haben. „Sicher-
heitstechnisch relevant sind da-
bei Material- und Zustandsände-
rungen vor allem an der Primär-
deckeldichtung, dem Tragkorb 
zur Aufnahme von Brennelemen-
ten, der Behälterinnenwand, dem 
Neutronenabsorber sowie dem 
Inventar“, so Becker. Hinsichtlich 

Eine erhebliche
Gefahr stellen auch 

die vielen Atommüll-
transporte dar:

Castorbehälter im 
Dannenberger

Bahnhof vor der
Verladung auf LKW.

Zwischenlagerung
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Zwischenlagerung

Bei aller Zustimmung für das Pro-
blematisieren der verlängerten 
Zwischenlagerung, kommt Kritik 
an der BUND-Studie auch aus der 
Anti-Atom-Szene. Ein Kommen-
tar von Wolfgang Ehmke von der 
Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg.

Bislang kommen kritische Be-
trachtungen der Probleme, die 
sich aus einer Dauerzwischenla-
gerung ergeben, nicht von staat-
licher Seite, sondern von einer 
Umweltorganisation, hier dem 
BUND 1, und der Zeitschrift 
„Strahlentelex” 2, die einen 
Beitrag des Reaktorexperten Dr. 
Rainer Moormann veröffentlichte.

» Die Politik muss handeln

Wir erwarten aber auch von staat-
licher Seite, dass die Politik diese 
Möglichkeit ernsthaft in Betracht 
zieht und umgehend eine kritische 
Bestandsaufnahme und einen ab-
gestuften Maßnahmenplan für ei-
ne langfristige Zwischenlagerung 
erarbeitet.
Zuständig für die Atommüll-Zwi-
schenlagerung ist seit dem 1. Au-
gust nicht mehr die Gesellschaft 
für Nuklearservice (GNS), son-
dern der Bund. Dazu wurde eigens 
die bundeseigene Gesellschaft für 
Zwischenlagerung (BGZ) gegrün-
det. Doch von dort kommen nur 
bekannte Töne, denn die Beleg-
schaft der GNS wurde zu hun-
dert Prozent übernommen. Zwar 
ist mit dem Ex-Staatssekretär im 
Bundesumweltministerium, Jo-
chen Flasbarth, ein ehemaliger 
Umweltschützer zum Chef der 
BGZ ernannt worden. Flasbarth 
war zwischen 1994 und 2003 
Präsident des Naturschutzbun-
des NABU, bevor er in das Bun-
desumweltministerium wechsel-
te. Aber mit der neuen Aufsicht 
in Gorleben werde sich praktisch 
kaum etwas ändern, sagte Charl 
Liebich, Sprecher der BGZ, ge-
genüber dem NDR. Der Atommüll 
müsse weiter überwacht und ge-
sichert werden.
Umso wichtiger ist es, dass wir 
auf flagrante Sicherheitsmängel 
hinweisen. Dazu hat der BUND 
nun eine ausführliche Stellung-
nahme vorgelegt. Die Bürgerini-
tiative Lüchow-Dannenberg (BI) 

kann der Autorin des Gutachtens, 
Oda Becker, jedoch nicht in allen 
Punkten folgen. Richtig ist, dass 
sich aus einer Lagerung hochra-
dioaktiver Abfälle über die bisher 
angenommenen vierzig Jahre hi-
naus in allen Zwischenlagern – 
den kraftwerksfernen wie denen 
in Ahaus, Gorleben und Greifs-
wald/Lubmin und in den kraft-
werksnahen – zwei Aspekte be-
deutsam sind: die Alterung und 
ein Schutz gegen Einwirkung Drit-
ter (gemeint sind zivile Unfälle wie 
ein Flugzeugabsturz und geziel-
te Terrorangriffe). Das sieht auch 
Moormann so.
Oda Becker betrachtet ausführ-
lich den Forschungs- und Nach-
rüstungsbedarf. Und sie fordert 
vordringlich für Reparaturen „Hei-
ße Zellen“ am jeweiligen Dauer-
lagerstandort. Das greift unseres 
Erachtens zu kurz.
Zu unterscheiden wäre viel schär-
fer zwischen „Zwischenlagerung“ 
(short term) und Dauerlagerung 
(long term). Angesichts der noch 
nicht gelösten Probleme bei der 
Endlagerung und des nicht ab-
sehbaren Termins für deren Be-
ginn müssen wir davon ausge-
hen, dass eine Dauerlagerung des 
Atommülls notwendig ist. Die bis-
herigen Lagerstätten sind für ei-
ne so lange Zeitdauer aber nicht 
ausgelegt. Die entscheidende Fra-
ge ist, ob es möglich ist, sie ent-
sprechend nachzurüsten – oder 
ob letztendlich neue Zwischenla-
ger gebaut werden müssen. 

» Keine „Heißen Zellen”

Die Forderung der BUND-Stel-
lungnahme, an den bestehenden 
Lagern „Heiße Zellen“ für die Re-
paratur defekter Behälter einzu-
richten, ist deshalb auf den ersten 
Blick naheliegend. Rainer Moor-
mann hält sie dagegen nicht für 
notwendig: Die Deckelsysteme 
und Dichtungen ließen sich auch 
im Reparaturbereich eines Lagers 
reparieren, solange nicht unter-
stellt wird, dass beide Deckeldich-
tungen zeitgleich versagen. 
Wir wollen die Gefahr, dass Cas-
torbehälter im normalen Zwi-
schenlager-Betrieb in eine kriti-
sche Situation geraten könnten, 
nicht herunterspielen. Aber unse-
rer Meinung nach ist sie im Ver-

gleich zu der Frage, ob die bis-
herigen Zwischenlagerhallen Be-
stand haben oder nicht, als nach-
rangig zu betrachten. Denn die Si-
cherheitsfrage stellt sich sofort 
und ganz dringend, wenn in den 
Fokus die „Einwirkungen von au-
ßen“ wie ein Flugzeugabsturz 
oder kriegerische sowie terroris-
tische Attacken gerückt werden. 
Dazu muss man wissen, dass es 
trotz aller Versuche der kritischen 
Öffentlichkeit bisher nicht mög-
lich war, eine Flugverbotszone für 
Zwischenlager durchzusetzen.
Vorrangig ist also die Frage, wel-
ches Zwischenlager-Konzept ge-
gen Einwirkungen von außen die 
größtmögliche Sicherheit bietet. 

» Andere Konzepte prüfen

In den USA sollen Atommüll-
Behälter zum Schutz gegen Ter-
rorangriffe nicht mehr oberir-
disch gelagert werden. Der For-
schungsverbund ENTRIA, einge-
richtet vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, be-
fasste sich auch mit diesen Mo-
dellen, vor allem mit dem nieder-
ländischen Konzept, das weitge-
hend „ausgereift“ ist. Die ENT-
RIA-Arbeitsgruppe aus Braun-
schweig hat das niederländi-
sche Modell unter die Lupe ge-
nommen. 3   Diese im Vergleich 
zur deutschen Zwischenlage-
rung deutlich unterschiedlichen 
Sicherheits-Konzepte betrachtet 
die BUND-Stellungnahme unse-
rer Meinung nach nicht ausrei-
chend.
Bezüglich der Einwirkung Dritter 
verweist Oda Becker selbst auf 
das Brunsbüttel-Urteil und diffe-
renziert zwischen den Lagern in 
Nord- und Süddeutschland, die in 
der Tat große Unterschiede auf-
weisen:
Während die Standort-Zwischen-
lager in Norddeutschland nach 
dem so genannten STEAG-Kon-
zept errichtet wurden, ähnelt das 
TBL-Gorleben den Anlagen, die im 
süddeutschen Raum nach dem so 
genannten WTI-Konzept gebaut 
wurden. Das STEAG-Konzept ver-
fügt über die massivere Bauwei-
se mit Wandstärken von etwa 
1,20 Metern sowie einer Dachde-
cke mit einer Stärke von rund 1,30 
Metern. Zum Vergleich: Der „Voll-

Die
Zwischenlager 

in Ahaus und 
Gorleben sind 
bauartbedingt 

besonders
unsicher
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Als heiße Zelle
unbrauchbar:

Die Pilotkonditi-
onierungsanlage 

(PKA) in Gorleben

schutz“ gegen einen Flugzeugab-
sturz für Atomkraftwerke setzt, 
abhängig von der Betonfestig-
keit, Wandstärken von 150 bis 180 
Zentimeter voraus. Ganz anders 
in Ahaus und Gorleben. Die Wär-
meabfuhr aus den Lagerhallen 
erfolgt ohne jede Filterung mit-
tels Belüftungsöffnungen im un-
teren Teil der Wände und Entlüf-
tungsöffnungen im Dachbereich. 
Die Außenwände sind nur einen 
halben Meter dick und verjüngen 
sich kubisch auf weniger als die 
Hälfte. Die Hallendecken in Ahaus 
und Gorleben weisen nach unse-
ren Informationen sogar nur Stär-
ken von 20 Zentimetern auf! In 
der Stellungnahme „Stresstest“ 
der Entsorgungskommission war 
übrigens angegeben, dass bei ei-
ner längeren Überschreitung der 
Schneelast Risse an den Dach-
bindern entstehen können, die 
zu Rost führen können. 4

Deshalb heißt das TBL-Gorleben 
im Volksmund auch schlicht „Kar-
toffelscheune“. In unseren Augen 
ist es zweifelhaft, dass ein solcher 
Schlichtbau bautechnisch – etwa 
mit der geplanten zweiten Wand – 
so weit aufgerüstet werden kann, 
dass er die Castoren gegen Flug-
zeugabstürze oder Terrorangriffe 
schützt. Wir halten es für unum-
gänglich, dieses Lager außer Be-
trieb zu nehmen.

» PKA ist veraltet

In Gorleben gibt es mit der Pilot-
Konditionierungsanlage (PKA) 
sogar die geforderte „Heiße Zel-
le“. Die Studie des BUND stellt 
aber nicht klar, dass diese PKA 
kein Modell für die geforderte hei-
ße Zelle ist. Die Anlage ist völlig 
veraltet – leider verliert Oda Be-
cker kein Wort darüber. Zu dieser 
Frage hat ihr Kollege Wolfgang 
Neumann eine umfassende Ex-
pertise verfasst. Die PKA ist nur 
auf dem Papier ein „Referenz“-
Modell: Sie entspricht nicht dem 
heutigen Stand von Wissenschaft 
und Technik. Dies gilt in Bezug auf 
die elektronischen Systeme und 
die Pufferlagerkapazitäten. In Be-
zug auf Störfälle gilt dies auch für 
einige Sicherheitsnachweise wie 
Erdbeben, einen langanhalten-
der Stromausfall oder anlagen-
internen Brand oder den Absturz 

eines schnell fliegenden Militär-
flugzeugs. Außerdem ist die An-
lage nicht gegen den Absturz ei-
nes Großraumflugzeugs oder ge-
gen Terrorschläge ausgelegt.
Grundsätzlich ist die Dauerlage-
rung von Atommüll nicht abge-
trennt von einer angeblich neuen 
„Endlager“-Suche zu betrachten. 
Wir haben zur Kenntnis genom-
men, dass das nationale Entsor-
gungsprogramm ein Eingangs-
lager für die Castorbehälter am 
mutmaßlichen Endlagerstandort 
favorisiert. Diese Ambiguität ha-
ben wir im Blick, denn der kann 
aus geologischer und politischer 
Sicht nicht Gorleben sein. Allen 
Versuchen, den Salzstock Gorle-
ben weiter im Spiel zu belassen 
und die Such- und Sicherheitskri-
terien „wissenschaftlich“ so abzu-
fassen, dass der Standort „geht“, 
werden wir weiter entschieden 
entgegentreten.
Aus unserer Sicht ergibt sich ein 
abgestufter Handlungsbedarf: 
Ahaus und Gorleben und die 
WTI-Lager taugen schon jetzt 
nicht mehr als sichere Zwischen-
lager (short term) – als Dauerla-
ger (long term) taugen sie keines-
falls. So genannte „Härtungen“, 
also Nachbesserungen oder Ähn-
liches, wie auch die ausufernde 
Debatte um „Heiße Zellen“, len-
ken von dieser zentralen Forde-
rung ab. Käme es tatsächlich nur 
zu flüchtigen Nachrüstungen an 
Anlagen, die in Wirklichkeit heute 
nicht mehr so gebaut würden, wä-
re ein Widerruf der Betriebsgeneh-
migungen die richtige Antwort! 
Wir müssen eine Debatte um die 
Sicherheit der Lagerstätten füh-
ren und dabei Grundsätze und 
Forderungen formulieren. Die 
Dauerlager müssen folgende Kri-
terien erfüllen:
1. Der sicherheitstechnische Zu-
stand der Lagerbehälter darf sich 
für einen Zeitraum von mindestens 

hundert Jahren nicht verändern.
2. Sie müssen ein Mehrbarrieren-
system gegen mechanische und 
thermische Einwirkungen besit-
zen, Redundanz und Robustheit 
müssen gegeben sein.
3. Die Behälter müssen wirksam 
vor allen denkbaren Umweltein-
flüssen geschützt werden (Erdbe-
ben, Überflutung, Feuer, Sturm, 
Starkregen etc.).
4. Sie müssen einen wirksamen 
Schutz vor terroristischen und 
kriegerischen Aktivitäten und di-
gitalen Angriffe bieten. 
5. Sie müssen gegen „innere Be-
drohungen“, wie zum Beispiel 
den Zusammenbruch von Versor-
gungsleitungen und gegen Sabo-
tage geschützt sein.
Und natürlich müssen wir dar-
auf achten, dass die Öffentlich-
keit nicht übergangen wird, zum 
Beispiel durch den Verweis auf 
einen bestehenden Rechtsschutz 
der Anlagen.

» Sofortiger Ausstieg nötig

Neben der Informationspflicht der 
Betreiber tragen Debatten, Ein-
spruchsrechte von Betroffenen, 
Klagerechte und anderes dazu 
bei, eine größtmögliche Sicher-
heit dieser Atomanlagen zu errei-
chen. Denn wegzaubern lässt sich 
der Atommüll nicht. Die Menge 
lässt sich jedoch begrenzen durch 
einen sofortigen Atomausstieg, 
der auch die Brennelementefab-
rik in Lingen und die Urananrei-
cherungsanlage in Gronau ein-
schließt. Dort fällt ohne zeitliche 
Begrenzung Atommüll an, denn 
diese Anlagen sind sogar vom 
Atomausstieg bis 2020 ausge-
nommen. 
Ein „Weiter So!“, wie es vonsei-
ten des neuerdings staatlichen Be-
treibers offenbar angestrebt wird, 
kann und darf es 
nicht mehr geben.
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Die
Beteiligung der 

Öffentlichkeit 
ist eine der
wichtigsten 

Forderungen 
der Anti-Atom-

Bewegung
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Atomkraft

Kritik an der Ignoranz der Regie-
rung gegenüber der Problema-
tik einer verlängerten Zwischen-
lagerung kommt auch von ver-
schiedenen anderen Stellen.

„Der Umgang mit der weiteren 
Zwischenlagerung hochradioak-
tiver Abfälle muss auf den Prüf-
stand”, sagt etwa Hubertus Zde-
bel, Sprecher der Fraktion DIE LIN-
KE für den Atomausstieg. „Wach-
sende Terrorgefahr und deutlich 
verlängerte Laufzeiten der Zwi-
schenlager erfordern eine umfas-
sende Neubewertung der Risiken. 
Bundestag und Bundesregierung 
sind gefordert, die Weichen für 
mehr Sicherheit zu stellen und für 
eine transparente Diskussion zu 
sorgen, an der die Öffentlichkeit 
und die betroffenen Standortre-
gionen beteiligt werden müssen“.
Die Feststellung, dass eine be-
waffnete und entschlossene Ter-
rorgruppe in oberirdische Zwi-
schenlager eindringen könn-
te, sei alarmierend. Es bestehe 
Handlungsbedarf. Insbesondere 
müssten die noch in Betrieb be-
findlichen Atommeiler abgeschal-
tet werden, um nicht noch mehr 
Atommüll zu erzeugen.

» Kommission und Gremium

„Bereits die Endlager-Kommissi-
on hatte betont”, so Zdebel wei-
ter”, „nicht nur ‚die Endlagerung 
von hoch radioaktiven Abfallstof-
fen sondern auch deren notwen-
dige Zwischenlagerung auf den 
Prüfstand zu stellen‘.” Auch un-
ter den Berichterstattern der Frak-
tionen habe es Übereinstimmung 
in dieser Frage gegeben. Hilfreich 
könne sein, dass sich das neue 
Nationale Begleitgremium (NBG) 
bei der Endlagersuche inzwischen 

des Themas angenommen und 
dazu Gutachten in Auftrag ge-
geben habe. Anfang Februar soll 
dazu eine öffentliche Tagung des 
NBG durchgeführt werden.
„Angesicht der Risiken können 
die Bürger zurecht vom Bundes-
tag und der Bundesregierung er-
warten, dass sie für eine neue Si-
cherheitsdebatte und entspre-
chende Maßnahmen sorgen. 
Schon bei den jetzt anlaufenden 
Genehmigungsverfahren für die 
Rücknahme von Atommüll aus 
dem Ausland in die Zwischen-
lager von Brokdorf, Biblis, Phil-
ippsburg und Isar/Ohu muss die 
Bundesregierung Farbe bekennen 
und in jedem Fall für eine Betei-
ligung der Öffentlichkeit sorgen. 
Sonst lässt sich kaum neues Ver-
trauen in den staatlichen Umgang 
mit Atommüll gewinnen.“

» Auch Transporte bedenken

Die so genannte „Atommüllkonfe-
renz” schließlich, ein regelmäßi-
ges Treffen der Anti-Atom-Bewe-
gung zum Themenschwerpunkt 
Atommüll, befasst sich auch mit 
den Transportrisiken hoch radio-
aktiver Abfälle.
So könne der Integritätsverlust ei-
nes Behälters während des Trans-
ports durch einen Unfall oder Ter-
rorangriff massive Strahlendosen 
in der Umgebung verursachen. 
Neben den Rücktransporten aus 
Frankreich und Großbritannien 
und der Umlagerung von Obrig-
heim nach Neckarwestheim seien 
Transporte bestrahlter Brennele-
mente aus den Forschungsreak-
toren in Garching, Mainz und Ber-
lin in das Zwischenlager Ahaus 
geplant.
Insbesondere der Transport mit 
hoch angereichertem, waffenfä-
higen Uran aus Garching berge 
unverhältnismäßig hohe Risiken.

Veranstaltung in Lüchow
2. Februar, 19 Uhr, Ratskeller

Zwischenlagerung hoch ra-
dioaktiver Abfälle – Ergebnis-
se aus dem ENTRIA-Projekt 
Oberflächenlagerung

Vortragende: Reichardt, Köhn-
ke – Institut für Baustoffe,
Massivbau und Brandschutz

Einen Plan B für ein Scheitern 
oder eine Verzögerung der End-
lagerung (in Gorleben) hat es in 
Deutschland bisher nicht gege-
ben. Forschung zu verlängerter 
Zwischenlagerung lag so gut wie 
gar nicht vor. 

Im Rahmen des interdisziplinä-
ren Forschungsprojekts ENTRIA 
ist darüber nun fünf Jahre lang 
diskutiert und geforscht worden. 
Erste Ergebnisse liegen jetzt in 
dem Sammelband „Zwischenla-
gerung hoch radioaktiver Abfäl-
le” vor. Die Analysen in dem Buch 
untermauern die Forderung nach 
konzeptioneller Neuausrichtung 
und weiterer Forschung in die-
sem Bereich. 

Dennis Köhnke, Manuel Reich-
ardt, Franziska Semper (Hrsg.) 

„Zwischenlagerung hoch radioak-
tiver Abfälle – Randbedingungen 
und Lösungsansätze zu den aktu-
ellen Herausforderungen”

Gebundene Ausgabe: 207 Seiten

Verlag: Springer
ISBN: 978-3658190392
EUR 34,99

Linkliste
Alle Links zu dieser Ausgabe der GR:

 www.gorleben-rundschau.de/links

1 www.bund.net/zwischenlager-studie

2 www.strahlentelex.de/Stx_17_738-739_S01-07.pdf

3 https://www.entria.de/fileadmin/entria/Dokumente/Arbeitsberichte/ENTRIA-
Arbeitsbericht-01_Appel_Entsorgungsoptionen.pdf

4 www.entsorgungskommission.de/sites/default/files/downloads/
snstresstestteil114032013.pdf
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nicht umsonst ist: „Die Leute hö-
ren zu.“ 2000 Menschen haben 
sich an diesem Samstag im No-
vember trotz kaltem Sprühregen 
und Karnevalstarts zum Protest 
versammelt. Bunt geschmückte 
Jecken sind darunter, die gegen 
Braunkohlegruben protestieren, 
tanzende Eisbären, die vor dem 
Klimawandel warnen, eine Hun-
dertschaft mit einem Mega-Ban-
ner, das Trumps Klimaignoranz 
geißelt. Und viele gelbe Fahnen: 
„Don’t nuke the climate!“ 2

» Atomlobby gibt sich als
Klimaretter

„Die Atomindustrie muss raus 
aus den Klimaverhandlungen!”, 
fordert Slivyak. Vorerst jedoch 
sitzt sie mittendrin: mit Infostän-
den, Vorträgen, Hintergrundpa-

pieren, Lobbygesprächen. Aber 
auch mit Regierungsvertretern, 
den indischen etwa, die ganz of-
fen für Atomkraft werben. Die ge-
meinsame Strategie: Atomkraft 
als „grüne“ Form der Stromerzeu-
gung zu verkaufen, angeblich den 
Erneuerbaren Energien ebenbür-
tig. Das soll den Zugriff auf Gelder 
ermöglichen, die eigentlich für 
Erneuerbare Energien, Energie-
einsparungen oder Klimaanpas-
sungsmaßnahmen gedacht sind. 
Vor allem wollen die Atom-Fans 
den internationalen Klimaschutz-
fonds („Green Climate Funds“), 
der künftig mit bis zu 100 Milliar-
den Euro jährlich bestückt werden 
soll, für den Neubau von Atom-
kraftwerken nutzen.
„Den letzten Kampf der Atomin-
dustrie“ nennt Slivyak diesen Vor-
stoß. Denn die Branche hat ein 

Wendland

Vladimir Slivyak ist zufrieden, zu-
mindest für heute. Der Vorsitzen-
de der russischen Umweltorga-
nisation „Ecodefense“ lehnt am 
Lautsprecherwagen neben dem 
Bonner Kunstmuseum, unweit 
des Konferenzzentrums. Gleich 
wird er auf die Bühne steigen. Er 
wird nicht über Kohle reden, ob-
wohl das hier eine der Demos zur 
Halbzeit der Bonner Klimaschutz-
konferenz 1 ist. Er wird vielmehr 
gegen die Atomindustrie wettern, 
die sich auf eben dieser Konfe-
renz erneut – und vehementer als 
zuvor – als angebliche Klimaret-
terin in Stellung zu bringen ver-
sucht. Slivyak will die Anti-Kohle- 
und die Anti-Atom-Bewegung zu-
sammenbringen, will deutlich ma-
chen, dass Atomkraft eben nicht 
das Klima retten kann. Und er hat 
den Eindruck, dass sein Einsatz 

Atomlobby will Klimakasse plündern
Sie kämpft dafür, als Klimaschützer wahrgenommen zu werden

Bonn Mit Klimaschutz-Milliarden will die Atomindustrie AKW-Neubauten finanzieren. Paroli bietet ihr die Initiative „Don’t nu-
ke the climate“ – maßgeblich befeuert von Kerstin Rudek und Günter Hermeyer von der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg. 
Nachdruck eines Berichts von Armin Simon aus dem EWS-Energiewende-Magazin der Elektrizitätswerke Schönau.
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Wendland

Finanzierungsproblem: Erneuer-
bare Energien und Energie-Effizi-
enz-Maßnahmen sind längst deut-
lich billiger als neue AKW. Ohne 
massive Subventionen, Staatsga-
rantien oder andere Vorteile in-
vestiert niemand mehr in Reakto-
ren. „Die Atomindustrie bekommt 
nicht mehr unbegrenzt Geld wie 
zuvor“, weiß Slivyak. „Selbst in 
Russland nicht.“ Umso wichtiger 
sei es, ihren Zugriff auf die Klima-
schutz-Milliarden weiter zu unter-
binden. Acht Organisationen aus 
Russland, den USA, Indien, Süd-
afrika, Österreich und Deutsch-
land haben sich dafür zum Bünd-
nis „Don’t nuke the climate“ zu-
sammengeschlossen.

» Indiens Atomträume

Kumar Sundaram ist aus De-
lhi nach Bonn gereist. Der Free-
lance-Journalist hat nach Fuku-
shima mit ein paar Freunden das 
indische Infoportal „dianuke.org“ 
gegründet, das der aufkeimenden 
Anti-Atom-Bewegung im Land ein 
Forum geben will. Auf der Klima-
konferenz mischt er zusammen 
mit Slivyak und einem Dutzend 

weiterer „Don’t nuke the climate“-
Aktivisten Pro-Atom-Veranstal-
tungen mit kritischen Fragen auf; 
daneben organisiert das Bündnis 
Infoveranstaltungen, Pressekon-
ferenzen und Protestaktionen.
Indien, berichtet Sundaram, setze 
wie kein anderes an den Klimaver-
handlungen beteiligtes Land auf 
Atomkraft. Bis 2050 will es sei-
ne AKW-Kapazität von heute 5,8 
Gigawatt fast verfünfzigfachen – 
obwohl Atomstrom hier vier- bis 
fünfmal so teuer wie Strom aus 
Erneuerbaren Energien komme. 
Schon auf der UN-Klimakonferenz 
in Paris 2015 machte sich Indien 
für den Ausbau der Atomkraft 
als Mittel gegen den Klimawan-
del stark; in den eigenen Papieren 
tauchen neue AKW unter dersel-
ben Überschrift wie der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien auf – 
unter dem Titel „clean energy“, 
„saubere Energie“.

» Klimaschutzfonds weckt
Begehrlichkeiten

Diese Gleichsetzung von Atom-
kraft und Erneuerbaren Energien 
hat im nationalen Rahmen bereits 

konkrete Folgen, sagt Sundaram. 
So finanziere die indische Regie-
rung den Bau von AKW bereits 
mit Subventionen, die eigentlich 
für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien vorgesehen waren. Der-
selben Logik folgend plädiert Pre-
mierminister Narendra Modi auch 
auf der Konferenz in Bonn dafür, 
den internationalen Klimaschutz-
fonds ebenfalls für AKW-Projekte 
zu öffnen. Insbesondere für vie-
le Schwellenländer sei Indien ein 
Vorbild, sagt Sundaram – so un-
terstützten unter anderem Brasili-
en und Südafrika die indische Po-
sition. Auch Großbritannien und 

Armin Simon ist studierter His-

toriker, freier Journalist und 

Vater zweier Kinder. Er hat 

für die taz und verschiede-

ne Umweltorganisationen 

gearbeitet. Er lebt mit sei-

ner Familie in Karlsruhe
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des AKW Gorakhpur etwa werde 
den Bauern fehlen, die es gerade 
angesichts immer häufiger auf-
tretenden Trockenheiten dringen-
der denn je zur Bewässerung ihrer 
Äcker benötigten. Davon abgese-
hen sei nicht einmal eine zuverläs-
sige Kühlwasserversorgung der 
Reaktoren gewährleistet – ein im-

menses Sicherheitsrisiko, neben 
all den Menschenrechtsverstö-
ßen, Umwelt- und Gesundheits-
problemen, die der Betrieb von 
AKW mit sich bringe, vom Abbau 
des Urans bis hin zur Lagerung 
des Atommülls.
Von derlei Widrigkeiten ist in den 
Positionspapieren der Pro-Atom-

Klimaschutz
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die Türkei halten Pro-Atom-Ver-
anstaltungen auf der Klimakonfe-
renz ab. In vielen Fällen, kritisiert 
Sundaram, würden die AKW-Pro-
jekte in Indien die Probleme, die 
der Klimawandel dort hervorru-
fe, sogar noch verschärfen. Das 
Wasser zur Kühlung der geplanten 
Reaktoren des AKW Chutka und 

Kumar SundaramVladimir Slivyak
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Wendland

Lobbyisten nichts zu lesen. „Nu-
clear for climate“, „Atomkraft für 
das Klima“, lautet deren Slogan. 
An ihrem Infostand auf der Kon-
ferenz in Bonn geben sie sich gar 
als „Graswurzelinitiative“ aus, 
als sozusagen bürgerinitiierte Be-
wegung von unten. Tatsächlich 
haben den 
Stand die ver-
einigten Lob-
byvereine der 
Atomindust-
rie aus Japan, 
Kanada, den 
USA und der 
EU angemel-
det; die Web-
site der Initia-
tive ist die der 
französischen 
Atomenergie-
Gesellschaft, 
ihr Vorsitzen-
der der Chef 
des Atomkon-
zerns Areva.
D a s  Ky o -
t o - P r o t o -
koll schloss 
Atomkraft als 
„Lösung“ ge-
gen den Kli-
m a w a n d e l 
noch explizit 
aus. Aufge-
geben hat die 
Atomindus-
trie deshalb 
nicht. Atom-
kraft sei eine 
„kohlenstoff-
arme Ener-
gie“ und da-
mit „Teil der 
Lösung zur 
Bekämpfung 
des Klima-
wandels“, be-
teuert sie. Sie 
dür fe nicht 
benachteiligt werden, „speziell im 
Hinblick auf den Zugang zu Kli-
mafinanzierungsmechanismen 
wie dem „Green Climate Funds“. 
Jedes Land müsse vielmehr frei 
entscheiden dürfen, wie es sei-
ne Treibhausgasemissionen re-
duzieren wolle – mit oder ohne 
Atommeiler.
„Es geht hier nicht darum, wer 
was mag und wer was nicht mag!”, 
empört sich Slivyak. „Es geht dar-

um, das Klima zu retten!“ Der Aus-
stoß an Treibhausgasen muss da-
zu bis 2050 auf Null sinken. „Mit 
Atomkraft geht das nicht.“ Nicht 
nur, weil auch Atomstrom vom 
Uranabbau bis zur Lagerung des 
Atommülls nennenswerte Treib-
hausgas-Emissionen verursacht, 

wie etwa ei-
ne ak tuel -
le Studie im 
Auftrag des 
„World Infor-
mation Ser-
vice on Ener-
gy“ (WISE) 
belegt. Son-
dern vor al-
lem, weil al-
le rund 400 
R e a k t o r e n 
z u s a m m e n 
derzeit ge-
rade einmal 
ein Zehntel 
des weltwei-
ten Strom-
verbrauchs 
decken und 
d ie  meis -
ten schon 
am Ende ih-
rer Lebens-
dauer ange-
langt sind. 
Der Bau neu-
er Meiler hin-
gegen dauert 
lang und ist 
zudem sehr 
teuer. 3

„Wenn wir 
auf Atom-
kraft setzen“, 
a r g u m e n -
tiert Slivyak, 
„ w ü r d e n 
wir zwar ein 
paar Prozent 
Treibhausga-
se einsparen, 

müssten dafür aber so viel Geld 
ausgeben, dass keines mehr üb-
rig bliebe für andere Lösungen – 
von all den anderen Atom-Prob-
lemen ganz zu schweigen.“ 
Um das Klima zu retten, sei Atom-
kraft deshalb sogar kontrapro-
duktiv 4. Zu gefährlich, zu dre-
ckig, zu teuer und zu langsam. 
Statt in teure AKW müsse das 
Geld in Erneuerbare Energien 
und Effizienzmaßnahmen fließen.

Klimawandel
Ausstiege aus Kohle und Atom
gehören zusammen!

Die Politik treibe ein perfides Spiel, so Janna Aljets 
vom Bündniss Ende Gelände. „Erst wurden AKW 
stillgelegt, dann musste die Legende von der Not-
wendigkeit der Kohleverstromung herhalten. Jetzt 
wird die gegenteilige Argumentation benutzt: Wenn 
wir aus der Kohle aussteigen wollen, dann werden 
wir zum Aufhalten des Klimawandels Atomkraft 
brauchen. Beides ist falsch.“
Das internationale Bündnis „Don’t nuke the clima-
te“ hat darum einen Brief initiiert, den 69 Wissen-
schaftler aus 10 Ländern unterzeichnet haben. (Fo-
to) „Atomenergie kann das Klima nicht retten“, so 
Dr. Angelika Claußen von der atomkritischen Ärz-
teorganisation IPPNW. „Das CO2- Einsparpotenti-
al der Atomenergie ist gering. Wenn Atomkraft ei-
nen deutlich höheren Anteil der Endenergie ausma-
chen soll – jetzt sind es deutlich unter 5 Prozent – 
dann müssten innerhalb kurzer Zeit mehrere Tau-
send Atomkraftwerke gebaut werden.“
Kerstin Rudek von der Bürgerinitiative Umwelt-
schutz Lüchow- Dannenberg weist auf die ungelös-
te Atommüllverwahrung hin angesichts der Tatsa-
che,  dass der Atommüll 40 000 Generationen strahlt 
und die Endlagerfrage bis heute ungeklärt ist.
„Ein weiteres Dilemma ist die Missachtung der in-
ternationalen Menschenrechte. Keine Firma hat 
das Recht, Luft, Boden, Wasser zu verseuchen, sei 
es beim Uran-, sei es beim Kohleabbau.5 Des-
halb fordern wir den weltweiten Ausstieg aus der 
Atomkraft und aus der Kohlekraft. Uran und Kohle 
müssen in der Erde bleiben.“ (we)
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 www.gorleben-rundschau.de/links

1 www.www.ardmediathek.de/tv/Tagesschau/tages
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documentId=47525206
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Die
Atomindustrie

verschlingt bloß
das Geld,
das wir

für Erneuerbare
und

Effizienz-
maßnahmen

brauchen

Vladimir Slivyak,
russischer Umweltaktivist,

über die Bestrebungen
der Atomlobby, Gelder aus dem

Green Climate Fund
zu akquirieren

Günter Hermeyer von der BI übergibt den Brief der
Wissenschaftler an Umweltministerin Hendricks
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genehmigungsfreier Umgang 
war erlaubt, wenn die radioakti-
ven Reststoffe die Freigrenze der 
Strahlenschutzverordnung nicht 
überschritten. Die Mengengrenze 
für den genehmigungsfreien Um-
gang war auf 2000 Tonnen jähr-
lich festgelegt. Mit dieser Rege-
lung waren die Betreiber aus der 
Bredouille einer kostenintensiven 
Entsorgung und aus dem Fokus 
der Öffentlichkeit, schafften sie 
doch bundesweit im Schnitt jähr-
lich „nur“ 1700 Tonnen strahlen-
des Material an die Oberfläche.
Beim Zerfall von Uran und Thori-
um im Untergrund bilden sich die 
Isotope Radium 228 und 226, Letz-
teres mit einer Halbwertzeit von 
1600 Jahren. Radium wiederum 
ist Ausgangsnuklid für die Entste-
hung des Gases Radon 222, das 
permanent durch Radium „nach-
produziert“ wird, zu Feststoff zer-
fällt und beispielsweise an Staub 
anhaftend zu Lungenkrebs führen 

kann. Auch die radioaktiven Iso-
tope Blei 210, Thorium 228, Ra-
dium 228 und Polonium 210 ge-
langen bei der Förderung an die 
Oberfläche oder setzen sich, wie 
beispielsweise auch das giftige 
Quecksilber, Arsen, Blei und Cad-
mium, in den Rohren fest.
Nach dem Ziehen der kontami-
nierten Rohre wurden diese ober-
irdisch gereinigt, das radioaktive 
Material in die alten Rohrstücke 
gefüllt, die Enden zugeschweißt 
und ab Anfang der 90er Jahre 
zwischen senkrecht abdichten-
den Zementstrecken oberhalb 
und unterhalb der Rohre im Bo-
den versenkt. In den Jahren da-
vor wurden die radioaktiven Stof-
fe im Untergrund eingesetztem 
Zement beigemischt. Im Behör-
dendeutsch des Landesberg-
amts (LBEG) „Bohrungen mit be-
sonderen Verfüllabschnitten“. Im 
Raum Wustrow fand die „Verfül-
lung“ der Bohrlöcher in 2150 bis 

Wendland

Die Betreiber der Anlagen hatten 
einen Freifahrtschein. Durch für 
sie optimale Gesetze und Verord-
nungen konnten sie unkontrolliert 
„entsorgen“, was als „bergbauli-
che Abfälle“ deklariert war, die 
vom Geltungsbereich des Abfall-
beseitigungsgesetzes, Abfallge-
setzes und Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes ausgeschlos-
sen waren. Denn es handele sich 
„nur“ um sogenannte NORM-
Stoffe, eine Bezeichnung für na-
türlich vorkommende radioakti-
ve Isotope, die in großen Men-
gen mit an die Oberfläche geför-
dert wurden und sich auch im In-
neren von Förderrohren als so-
genannte Scales festsetzen. Die-
se Art von „Entsorgung“ erfolg-
te zwischen 1984 und 2003 auf 
Grundlage des Bundesbergge-
setzes für Betriebsplanzulassun-
gen und galt als „ordnungsge-
mäße Beseitigung der anfallen-
den Abfälle“. Ein anzeige- und 
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Altlasten der Gasförderung
Radioaktive Endlager, Bohrschlammgruben, Verpressungen und „besondere Verfüllabschnitte“

Fracking Im Wendland wurden radioaktive Stoffe aus der ehemaligen Gasförderung in alten Förderrohren verpackt im Un-
tergrund versenkt. Der Arbeitsgemeinschaft Fracking der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg ist bisher bekannt, dass in 
alten Bohrungen bei Wustrow insgesamt rund drei Tonnen radioaktives Material versenkt wurden. Bei mindestens acht wei-
teren Bohrungen, darunter einer bei Volzendorf, wurde dem in den Bohrlöchern verbauten Zement kontaminiertes Materi-
al beigemischt. Ein Bericht von Francis Althoff.

Mitglieder der AG Fracking der BI markieren eine Bohrstelle im Wendland
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Wendland

2307 Metern Tiefe statt, also im 
Salzstockbereich. Ausgerechnet 
da, wo diese Rohre am stärksten 
der Rostgefahr ausgesetzt sind. 
Wie sicher ist es, dass nichts ins 
Grundwasser und an die Ober-
fläche wandert? Dazu müsste ein 
Monitoring eingerichtet werden. 
Und welche Bergungsmöglichkei-
ten der Rohre bestehen?
Die Aufsichtsbehörde LBEG win-
det sich. Man halte ein sogenann-
tes Überbohren der verfüllten 
Bohrungen, bei dem sowohl die 
in das Gebirge vollständig einze-
mentierte Verrohrung als auch de-
ren Inhalt aus dem Gebirge he-
rausgebohrt werden für theore-
tisch vorstellbar. Neben vielen an-
deren Aspekten, beispielsweise 
einer potenziellen Umweltgefähr-
dung durch ein unkontrolliertes 
Freisetzen von Schadstoffen wäh-
rend des Überbohrens, sei der-
zeit jedoch anzuzweifeln, dass es 
technologisch tatsächlich gelingt, 
den Einlagerungsbereich mit den 
besonderen Verfüllabschnitten 
mit einem Durchmesser von we-
nigen Zentimetern in großen Tie-
fen zuverlässig und sicher zu er-
reichen. Vergleichbare Fälle einer 
Rückholung von bergbaulichen 
Abfällen, die bei Bohrlochverfül-
lungen eingebracht wurden, sind 
nicht bekannt.
Warum hat das LBEG eine im 
Wortsinn billige Entsorgung ge-
nehmigt, wohl wissend, dass de-
ren Folgen kaum zu beseitigen 
sind. Wer würde die Kosten und 
Verantwortung übernehmen? Die 
Verantwortung für die bergbauli-
chen Abfälle liegt laut LBEG bei 
dem jeweiligen Bergbauunter-
nehmer beziehungsweise dem 
heutigen Rechtsnachfolger Ex-
xonMobil. Dokumentationen von 
Dichtigkeitsprüfungen an Rohr-
containern liegen dem LBEG nicht 
vor. Über dem Endlager Wustrow 
Z10 wird seit Jahren ein Acker be-
wirtschaftet, über Wustrow Z16a 
wurde ein Wäldchen gepflanzt. 
Weitere „besondere Verfüllab-
schnitte“ sind in den alten Wust-
rower Bohrungen Z1, Z5, Z7, Z8, 
Z11, Z12,   Z14 und der Volzendor-
fer Z1 versteckt.
Auch Bohrschlammgruben ge-
fährden das Grund- und Trinkwas-
ser durch giftige Stoffe wie sehr 
hohe Salzgehalte, Quecksilber, 

Blei, Arsen, Natronlauge, Polyme-
re, Schmierstoffe und radioakti-
ves Inventar. Eine Untersuchung 
der Bohrschlammgrube Wust-
row West Z1 bei Luckau im Auf-
trag des Verursachers ExxonMo-
bil ergab gesundheits- und um-
weltgefährdende Werte an Mine-
ralölkohlenwasserstoffen, aroma-
tischen Kohlenwasserstoffen wie 
Benzol und polyzyklischen aro-
matischen Kohlenwasserstoffen. 
Die Schlammgrube liegt zwischen 
bewirtschafteten Äckern nur 300 
Meter vom Ort entfernt. Von 1973 
bis 1991 wurde dort Bohrschlamm 
abgekippt. Um 1900 wurde die Er-
kundungsbohrung „Nauden III“ 
an der Luckauer Schlammgrube 
bis in 501 Meter Tiefe durchge-
führt. In welchem Zustand ist sie 
nach fast 120 Jahren? Gibt es eine 
Verbindung zur Grube und damit 
in tief gelegene wasserführende 
Schichten? Grundwasser-Monito-
ring findet nur in oberflächennah-
en Bereichen statt.
Zuletzt wurden nördlich der 
Schlammgrube Chloridwerte im 
Abstrom von 5200 Milligramm 
pro Liter gemessen. Zu Beginn 
der Messreihe 1992 waren es so-
gar bis 25 000 Milligramm pro Li-
ter. Im Landkreis Lüchow-Dan-
nenberg liegt der Normalwert 
für Chlorid im Grundwasser zwi-
schen 20 und 30. Die Werte bei 
Luckau sind nach 25 Jahren also 
immer noch um rund das 200-fa-
che höher. Das LBEG rät heutzu-
tage wegen der Kontaminierung 
des Grundwassers im Nahbereich 
von einer Trinkwasser- oder land-
wirtschaftlichen Nutzung ab. Die 
für Frühjahr 2018 angekündigte 
Räumung und Rekultivierung soll 
ein halbes Jahr dauern. Die Un-
tere Wasserbehörde des Land-
kreises geht inzwischen von bis 
zu 30 Gruben aus. Derzeit unter-
sucht sie drei alte Bohrschlamm-
gruben: 1954 wurde „Damnatz 1“ 
nahe Quickborn auf 1722 Meter 
abgeteuft, bei Dünsche 1957 die 
Bohrung „Gorleben Z1“ auf 3658 
Meter und 1958 westlich Kapern 
„Gartow 2“ auf 928 Meter.
Nördlich von Luckau wurde 1982 
die 604,50 Meter tiefe „Hilfs-
bohrung“ Wustrow H1 zur Ver-
pressung von Lagerstättenwas-
ser abgeteuft. Dabei handelt es 
sich um Grundwasser in Öl- und 

Erdgasführenden Schichten, das 
zwangsläufig mitgefördert wird. 
Natrium-, Calcium-, Kalium- 
und Magnesiumchlorid sind die 
Hauptbestandteile und machen 
das Grundwasser zu einer hoch-
konzentrierten, giftigen Salzlö-
sung. Es ist mit Schwermetallen 
wie Quecksilber, Blei und Arsen 
belastet und enthält neben aro-
matischen Kohlenwasserstoffen 
wie Benzol, Toluol, Ethylbenzol 
und Xylol auch radioaktive Stof-
fe. Trotz der Gefahr für das Grund-
wasser ist die Versenkung von La-
gerstättenwasser weder im Ge-
setz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP), noch in der 
Verordnung über die UVP berg-
baulicher Vorhaben geregelt.   
Umweltverträglichkeitsprüfung 
und Öffentlichkeitsbeteiligung 
sind nicht vorgesehen.
Nur knapp 100 Meter vom Köh-
lener Mühlenbach entfernt wur-
den an der Verpressbohrung 
auch alte kontaminierte Förder-
rohre gereinigt. Dabei gelangte 
unter anderem stark mit Queck-
silber und radioaktivem Radium 
226 kontaminiertes Reinigungs-
wasser in den Bach. Bei den we-
nigen Messpunkten wurden bis 
zu 31 Milligramm Quecksilber je 
Kilogramm Trockensubstanz (TS) 
gemessen, normal wären weni-
ger als 0,10 Milligramm je Kilo-
gramm TS. Auf radioaktive Be-
lastung wurde nicht untersucht. 
Ende 2016 wurde im Bach noch 
immer eine Überschreitung der 
Quecksilbergrenzwerte in Biota 
nachgewiesen. Vor dem Hinter-
grund ihrer Recherche-Ergebnis-
se stellt die AG Fracking der BI da-
rum die Frage: „Ist Erdgas wirklich 
eine so saubere Sache, wie immer 
werbewirksam suggeriert wird?“

Ist 
Erdgas 

wirklich eine 
so saubere 

Sache, wie uns 
die Werbung 

glauben
machen will?

Gasbohrung im 
Raum Tarmitz in 
den 60er-Jahren
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Die etwas andere Bürgerinitiative

Hamburg Als der schwedische 
Stromkonzern 2013 beschloss, 
sein „Vattenfall-Lesetage” ti-
tuliertes Greenwashing ein-
zustellen, war dies der größte 
Erfolg des Hamburger Litera-
turfestivals Lesen ohne Atom-
strom. Doch die Arbeit dieser 
etwas anderen Bürgerinitiati-
ve ist noch längst nicht been-
det. Andreas Conradt sprach 
mit den drei Gründern der „Er-
neuerbaren Lesetage” (v.l.n.r.), 
dem Sprecher des Autonomen 
Zentrums Rote Flora Andreas 
Blechschmidt, dem Medienun-
ternehmer Frank Otto und dem 
Fernsehjournalist Oliver Neß.
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» Andreas, Du bist – gerade in 
letzter Zeit – als Sprachrohr der 
linksautonomen Szene um die Ro-
te Flora bekannt. Was hat Dich be-
wogen, Dich zusätzlich im eher 
bürgerlichen Umfeld bei Lesen 
ohne Atomstrom zu engagieren?

Andreas Blechschmidt: Weil in 
der Roten Flora auch in der Ver-
gangenheit Lesungen organi-
siert wurden und der Anti-AKW-
Kampf Teil des politischen Selbst-
verständnisses autonomer Politik 
ist. Außerdem habe ich noch ein 
Germanistikstudium absolviert 
und schließlich meine politische 
Arbeit nie nur auf die Rote Flora 

Interview

21

Kritik an der Ignoranz der Regie-
rung gegenüber der Problema-
tik einer verlängerten Zwischen-
lagerung kommt auch von ver-
schiedenen anderen Stellen.

„Der Umgang mit der weiteren 
Zwischenlagerung hochradioak-
tiver Abfälle muss auf den Prüf-
stand”, sagt etwa Hubertus Zde-
bel, Sprecher der Fraktion DIE LIN-
KE für den Atomausstieg. „Wach-
sende Terrorgefahr und deutlich 
verlängerte Laufzeiten der Zwi-
schenlager erfordern eine umfas-
sende Neubewertung der Risiken. 
Bundestag und Bundesregierung 
sind gefordert, die Weichen für 
mehr Sicherheit zu stellen und für 
eine transparente Diskussion zu 
sorgen, an der die Öffentlichkeit 
und die betroffenen Standortre-
gionen beteiligt werden müssen“.
Die Feststellung, dass eine be-
waffnete und entschlossene Ter-
rorgruppe in oberirdische Zwi-
schenlager eindringen könn-
te, sei alarmierend. Es bestehe 
Handlungsbedarf. Insbesondere 
müssten die noch in Betrieb be-
findlichen Atommeiler abgeschal-
tet werden, um nicht noch mehr 
Atommüll zu erzeugen.

» Kommission und Gremium

„Bereits die Endlager-Kommissi-
on hatte betont”, so Zdebel wei-
ter”, „nicht nur ‚die Endlagerung 
von hoch radioaktiven Abfallstof-
fen sondern auch deren notwen-
dige Zwischenlagerung auf den 
Prüfstand zu stellen‘.” Auch un-
ter den Berichterstattern der Frak-
tionen habe es Übereinstimmung 
in dieser Frage gegeben. Hilfreich 
könne sein dass sich das neue Na-
tionale Begleitgremium (NBG) bei 
der Endlagersuche sich inzwi

Die etwas andere Bürgerinitiative
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Interview

beschränkt. Das waren alles gu-
te Gründe, bei Lesen ohne Atom-
strom mitzumischen.

» Frank, bei Dir ist es umgekehrt: 
Die hanseatisch geprägte Otto-
Familie ist nicht für lauten Pro-
test bekannt. Trotzdem kritisierst 
Du bei Lesen ohne Atomstrom öf-
fentlich Politik und Unternehmen 
der Stadt. Bist Du das Enfant ter-
rible der Familie?

Frank Otto: Was Umweltschutz 
angeht bestimmt nicht, weil mei-
ne Brüder Michael und Alexan-
der da auch aktiv sind. Michael 
hat sich sehr hervorgetan mit der 
2-Grad-Initiative und ist im Ver-
sandgeschäft Vorreiter gewe-
sen, Umweltschutz als Unterneh-
mensziel zu manifestieren: Pelze 
raus, weniger Chemie-Produkte, 
eigener Baumwoll-Anbau in Af-
rika. Bei mir ist das schon eher 
auch aus der linken Szene begrün-
det, weil ich da meine politische 
Sozialisation erfahren habe. Ich 
habe das Internat zur Hochpha-
se der RAF-Fahndung verlassen, 
und damals gab es noch das alte 
Raster: Mit meinen langen Haaren 
entsprach mein Aussehen genau 
dem, wonach die Polizei angehal-
ten war, Ausschau zu halten. Ich 
habe dann die Nähe zum Univier-
tel gesucht und dort in den Knei-
pen viel mit Leuten diskutiert und 
mich auch selbst engagiert. Nach 
dem damals noch sehr aufwändi-
gen Prozess der Kriegsdienstver-
weigerung habe ich Zivildienst in 
einem politisch spannenden Kin-
dergarten gemacht – und so war 
ich eigentlich immer mit der lin-
ken Szene verbunden. 

» Ist das offene Protestieren und 
Kritisieren – zum Beispiel auf 
Hamburgs Bühnen während der 
Lesetage – eine Folge dieser Ent-
wicklung? Ist es ein Schritt, der 
weiter geht als das Verankern von 
Umweltschutz im Unternehmen? 

Otto: Na, wir hatten ja auch schon 
meinen Bruder Michael auf einer 
Veranstaltung von Lesen ohne 
Atomstrom dabei. So links wer-
den die Lesetage ja von außen 
gar nicht wahrgenommen, weil 
die Erkenntnis, dass Atomstrom 
zumindest in Deutschland keine 

Zukunft mehr hat, ja inzwischen 
– hoffe ich! – gesellschaftlicher 
Konsens ist. Von daher ist ein En-
gagement bei Lesen ohne Atom-
strom ja nun nicht wahnsinnig 
politisch links. Aber ich habe nie 
Berührungsängste mit der Linken 
gehabt. Warum auch? Meine ers-
te eigene Wohnung war Schul-
terblatt 3. Wo gerade das Schul-
terblatt 1 so viel im Gespräch ist, 
kann ich das ja mal erwähnen. 
(lacht)

Oliver Neß: Frank ist knapp zehn 
Jahre älter als Andreas, und 
Franks Geschichte ist, wenn ich 
Brokdorf und in dem Rahmen 
auch die Militanz als Mittel der po-
litischen Auseinandersetzung mit 
der Atomindustrie sehe, durchaus 
ein Vorläufer von dem, wofür An-
dreas heute politisch steht. 

Otto: (zögerlich) Ja! Wobei viele 
Dinge ja da öffentlich auch falsch 
dargestellt werden. Wenn ich so 
dran denke „ … die größten Aus-
schreitungen …“

Neß: … ich will jetzt gar nicht auf 
G20 anspielen.

Otto: Das ist ja alles völlig hane-
büchen. Es stimmt einfach nicht. 
Wenn man mal an Joschka Fi-
scher denkt und was dem zur Last 
gelegt worden war …

Neß: Wobei Du deutlich stringen-
ter als der frühere Außenminis-
ter bist in Deiner politischen Vita.

Otto: Ich bin ja auch freier! Ich 
gehöre keiner Partei an und kann 
immer sagen, was ich denke, zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ich’s sa-
gen möchte und muss ja auf 
nichts Rücksicht nehmen dabei. 
Ich muss mir kein Politikersprech 
auferlegen.

» Lust, in die Politik zu gehen?

Otto: Nie gehabt! Ich habe immer 
gewusst, dass ich mich anderwei-
tig wohler fühle und dass ich so 
mehr bewegen kann.

» Oliver, in Deiner Funktion als 
Fernsehjournalist hast Du 1994 
bei der Berichterstattung von ei-
ner Demonstration Polizeigewalt 

Oben: Oliver Neß, Fernseh-
journalist und selbst Opfer 
von Polizeigewalt

Mitte: Frank Otto, Medien-
unternehmer und Sohn des 
Versandhaus-Gründers

Unten: Andreas Blech-
schmidt, Sprecher der Ro-
ten Flora in Hamburg
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am eigenen Leib erfahren müs-
sen. Wirkt die Wut darüber in Dei-
nen politischen Engagement für 
Lesen ohne Atomstrom nach?

Neß: Nein, überhaupt nicht. Wie 
bei Frank und Andreas gibt es bei 
mir eine lange Kontinuität des En-
gagements im Anti-Atom-Bereich. 
Da gibt es keinen Zusammenhang 
zu Polizei-Fragen und Innerer Si-
cherheit, die immer wieder Ge-
genstand meiner journalistischen 
Tätigkeit waren. Wenn man sich 
anschaut, wie in der Folge mei-
ner damaligen Enthüllungen über 
Polizeigewalt dann diese Polizei-
gewalt für mich auch noch per-
sönlich erfahrbar wurde, hat das 
mit Lesen ohne Atomstrom zwan-
zig Jahre danach nichts zu tun.
Es hat vielleicht die Unversöhn-
lichkeit mit diesem System be-
stärkt. Auch schon vor dieser per-
sönlichen Erfahrung habe ich es 
mit dem großartigen Autor Gün-
ther Anders gehalten, der – an-
gesichts der Skrupellosigkeit der 
Atomindustrie – nachvollziehbar 
die Frage nach der Legitimität der 
Militanz in der Anti-Atom-Bewe-
gung gestellt hat. 

» Du hast Dein Engagement im 
Anti-Atom-Bereich angespro-
chen. Ist das der Schwerpunkt 
Deiner politischen Arbeit?

Neß: Da gehen manchmal die jour-
nalistische Tätigkeit und das eige-
ne Engagement zusammen. Mei-
ne journalistischen Schwerpunk-
te liegen überwiegend bei Men-
schen- und Bürgerrechten, aber 
auch im Wissenschaftsbereich. 

» Wie seid Ihr zusammengekom-
men? Was hat zur Gründung von 
Lesen ohne Atomstrom geführt?

Otto: Die Initialzündung kam 
durch die Castortransporte ins 
Wendland. Wir haben in Hamburg 
eine Mobilisierungsveranstaltung 
gemacht und uns dort nach län-
gerer Zeit wieder zusammenge-
funden. Wir kannten uns alle drei 
schon vorher.

Neß: Da gibt es eine starke Kon-
tinuität. Andreas und Frank ken-
ne ich seit bald drei Jahrzehnten. 
Insofern war Lesen ohne Atom-

strom eine Idee, die unter Freun-
den geboren wurde. Eine Moti-
vation war, dass wir die Reaktio-
nen der professionellen Umwelt-
verbände auf das jährlich wieder-
kehrende Greenwashing der Vat-
tenfall-Lesetage ein bisschen ein-
fallslos fanden. Die haben näm-
lich mit schöner Regelmäßigkeit 
nur gejammert, aber dabei blieb 
es dann. Wir haben stattdessen 
mal die Künstler gefragt, was die 
eigentlich darüber denken. Und 
da haben wir sehr schnell ge-
merkt, dass es bei denen gärt, 
dass die Künstler diesen Kultur-
missbrauch durch die Atomindu-
strie genauso unsympathisch fan-
den wie wir. Das war letztlich der 
Impuls, etwas gemeinsam dage-
gen zu unternehmen. Lesen oh-
ne Atomstrom ist eine Initiative, 
die von Lesern und Künstlern ge-
meinsam gegründet wurde. 

Blechschmidt: Aber eigentlich 
wollten wir ja 2011 nur eine ein-
malige Sache gegen die atomare 
Leseveranstaltung von Vattenfall 
initiieren – doch die Resonanz war 
so einhellig positiv, das wir gera-
dezu gedrängt wurden, es nicht 
bei dieser einmaligen Lesung zu 
belassen.

» Fühlt Ihr Euch mit Lesen ohne 
Atomstrom eher als Teil der Ham-
burger Kulturszene oder als Teil 
der Anti-Atom-Bewegung?

Neß: Im besten Falle sind wir ei-
ne Schnittstelle. Aber ich glau-
be schon, dass das Festival ei-
ne stark politische Initiative ist, 
gerade wenn man zum Beispiel 
mit Veranstaltungen auf die Elbe 
geht, um gegen die Atomtrans-
porte im Hafen zu demonstrieren. 
Die Kultur an die Orte des atoma-
ren Geschehens zu bringen war 
übrigens gar nicht unsere Idee. 
Das Copyright darauf hat Günter 
Grass. Der hat 2011 unseren Vor-
schlag einer Spielstätte leicht ver-
grätzt kommentiert mit den Wor-
ten: „Immer muss ich ins Schau-
spielhaus. Nee, wir müssen dahin, 
wo die sind!“ Also: Es ist wichtig, 
dass die engagierte Literatur im-
mer mal wieder dahin geht, wo 
der politische Adressat sitzt. Des-
wegen war es richtig nach Krüm-
mel und auf die Elbe zu gehen. 

Eigentlich (wendet sich an Frank 
Otto) müssten wir auch mal vors 
Rathaus.

Otto: Kultur ist ja genau dafür da, 
die Gesellschaft zu spiegeln und 
auf Missstände aufmerksam zu 
machen. Besonders den Mix aus 
Humor und Ernsthaftigkeit habe 
ich immer als große Stärke der 
Kultur empfunden. Sie ist frei von 
irgendwelchen parteipolitischen 
Restriktionen, denen sich Leute, 
die politische Arbeit machen, so 
oft unterwerfen müssen. In der 
Kultur kann man immer etwas 
mehr Speerspitze sein. 

Neß: Bemerkenswert ist die Brei-
te an unterschiedlichen Persön-
lichkeiten, die ansonsten nicht 
allzu viel miteinander zu tun ha-
ben: Michael Otto als einer der be-
deutendsten Konzernlenker die-
ses Landes mit Bischof Huber, den 
ich jetzt auch nicht der linksradi-
kalen Szene zuordnen würde, bis 
hin zu Dennis Meadows und Jan 
Delay – das sind komplett unter-
schiedliche Kulturen, die sich aber 
für diese Idee auf die Bühne stel-
len und alle sehr klar eine gemein-
same Meinung vertreten.

» Das Auftreten von Lesen ohne 
Atomstrom unterscheidet sich 
deutlich von dem anderer Player 
in der Anti-Atom-Bewegung. Ist 
Lesen ohne Atomstrom trotzdem 
eine „Bürgerinitiative“?

Otto: Ich glaube schon, dass wir 
eine Bürgerinitiative sind – auch 
wenn wir uns nicht „BI“ nennen. 
Das zeigt schon der Charakter: Es 
gibt keine Sponsoren, sondern 
Unterstützer. 

Neß: Es ist ein Literatur- und Kul-
turfestival, auf jeden Fall, aber 
organisiert als Bürgerinitiative. 
Lesen ohne Atomstrom ist nicht 
nur das Programm auf der Büh-
ne, sondern macht öffentlichkeits-
wirksam die gesellschaftliche 
Breite für die Energiewende und 
den Atomausstieg sichtbar. Und 
daran haben alle Beteiligten den 
gleichen Anteil: die Künstler auf 
der Bühne, die mietfrei überlas-
senen Theater, der kleine Geträn-
keladen, der uns gratis beliefert 
und unser ehrenamtliches Team.

Interview
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Künstler völlig frei sind in dem, 
was sie auf der Bühne darbieten. 

Neß: Und die Künstler stehen hier 
nicht für eine Marke, sondern für 
eine Haltung. Das, was sie auf der 
Bühne präsentieren, ist speziell 
für diesen Abend entwickelt. Weil 
sie mit uns gemeinsam besonde-
re Programme für diesen Anlass 
gestalten, ist es so authentisch. 
Sie stehen dann explizit für das 
Anti-Atom-Thema auf der Bühne. 
Und das wollen sie und wir dem 
Publikum auch deutlich machen. 
Es ist den Künstlern ganz wich-
tig, dass ihre Kunst in den Kontext 
der Anti-Atom-Positionierung ge-
setzt wird. Es ist ein Unterschied, 
ob ein kommerzieller Veranstal-
ter die Autoren offiziell gebucht 
hat, oder ob sie selbst daran inte-
ressiert sind, ihre Kunst für unse-
re gemeinsame Idee einzusetzen.

» Nach drei Jahren Lesen ohne 
Atomstrom hat Vattenfall den Kul-
turmissbrauch der so genannten 
„Vattenfall-Lesetage“ 2013 ein-
gestellt. Worauf führt Ihr diesen 
schnellen Erfolg zurück?

Neß: Die haben schon im zwei-
ten Jahr die Nerven verloren. Wir 
wollten deren Event „eskortie-
ren“ und den von unserem ers-
ten Schirmherrn Jakob von Uex-
küll so benannten „Kulturmiss-
brauch“ öffentlich zur Diskussi-
on stellen. Aber zur Machtprobe 
hat es dann Vattenfall gemacht.

» Warum?

Neß: Ich glaube, dass das Pro-
jekt Lesen ohne Atomstrom einen 
Nerv getroffen hat, als es diesen 
Mechanismus des Kulturmiss-
brauchs, dieses Greenwashing 
in der Öffentlichkeit thematisiert 
hat. Damit war ein zentrales stra-
tegisches Mittel der Atomindust-
rie entlarvt – diesen Kulturmiss-
brauch betreibt ja nicht nur Vat-
tenfall: Das machen RWE und Are-
va auch. Jakob von Uexküll hat 
dazu so schön gesagt: „Sie be-
nutzen die Kultur, um sich in die 
Herzen der Hamburger zu schmei-
cheln.“ Als diese Strategie plötz-
lich sichtbar wurde und sie nicht 
mehr „der Stromversorger“ wa-
ren, sondern als durchtriebener 

Konzern mit einem saudreckigen 
Produkt erkannt wurden, haben 
sie sich erst aufgeplustert und of-
fen gedroht – und dann die Segel 
gestrichen. 

Otto: Da lagen die Nerven ein-
fach blank! Vattenfall hat „unsere 
Künstler“ attackiert, auch Spiel-
stätten, in den Lesen ohne Atom-
strom zu Gast sein durfte.

Blechschmidt: Das war die beste 
denkbare Werbung für uns, auch 
wenn uns diese Angriffe ehrli-
cherweise anfangs schon ge-
stresst haben.

Neß: Sie haben sich mit dieser 
Kampagne gegen die Künstler 
selbst ins Aus geschossen und Le-
sen ohne Atomstrom noch mal 
richtig groß gemacht. Das ging 
bis hin zu wüsten Beleidigungen 
der Autoren und zu Verunglimp-
fungen der Unternehmer, die sich 
finanziell für Lesen ohne Atom-
strom engagiert haben – sogar öf-
fentlich. Wie wund dieser Punkt 
gewesen sein muss, zeigt sich 
auch darin, dass mit Vattenfall 
zusammen auch der Hamburger 
Senat – bis hin zum Bürgermeis-
ter – in diese Kampagne einge-
stiegen ist. 

» Wie reagiert man jetzt, wo 
es die Vattenfall-Lesetage nicht 
mehr gibt, im Hamburger Senat 
auf Lesen ohne Atomstrom? Gibt 
es Gespräche?

Neß: Nein. Es gibt zwischen dem 
Senat und Lesen ohne Atomstrom 
keinerlei Ebene. Es ist symptoma-
tisch für die Politik, dass sie, wenn 
sie – in ihrer Wahrnehmung – ver-
loren hat, dann auch abtaucht und 
versucht, ihre eigene Niederlage 
möglichst vergessen zu machen. 
Wir haben ein grundlegend unter-
schiedliches Kulturverständnis.
Wir sind in dieser Frage allerdings 
auch nicht ganz leichtgängig, weil 
wir von vornherein gesagt haben, 
dass Parteipolitik außen vor blei-
ben soll. Es geht hier um eine zent-
rale zivilisatorische Frage, nämlich 
das nukleare Zeitalter zu beenden. 
Darin sind Parteien viel zu klein. 

» 257 Künstler sind bisher bei Le-
sen ohne Atomstrom aufgetreten. 

Interview

» Klassische Demonstrationen 
und politische Veranstaltungen 
predigen meistens den ohnehin 
Gläubigen. Wer ist Euer Publi-
kum?

Otto: Ich glaube, dass bei uns je-
der mit einem Erkenntnisgewinn 
aus dem Saal geht, weil wir ja 
keine monothematischen Veran-
staltungen machen, sondern im-
mer auch einen Diskurs haben. 
Da kommen immer unterschied-
liche Blickwinkel zusammen. Ein 
großer Teil des Publikums hat na-
türlich schon eine positive Grund-
einstellung zu unseren Themen, 
aber weil ja die Atom-Problema-
tik nicht mehr so im Fokus der Öf-
fentlichkeit steht, fällt es uns nicht 
schwer, im politischen Teil am An-
fang jeder Veranstaltung auf aktu-
elle Entwicklungen hinzuweisen, 
die den meisten Besuchern gänz-
lich neu sind.

Blechschmidt: Das ist, glaube 
ich, ein wichtiger Punkt. Wir ha-
ben neben unserem Kernthema 
immer auch Schwerpunktthemen 
wie zum Beispiel die Planungen 
der Erweiterung des AKW Hinkley 
Point in Großbritannien oder die 
Rolle des Hamburger Hafens als 
Drehscheibe von Atomtranspor-
ten in den Fokus gesetzt. Das wa-
ren für die Festivalbesucher tat-
sächlich oft neue Informationen.

Neß: Lesen ohne Atomstrom hat 
ein unglaublich engagiertes und 
motiviertes Publikum. Wenn in 
sieben Jahren fast kein Platz bei 
einer Veranstaltung mal frei ge-
blieben ist, dann haben die Zu-
schauer dieses Festivals ihren 
ganz eigenen Wert und auch ei-
ne politische Aussage.

» Mit den Erneuerbaren Leseta-
gen mobilisiert Ihr regelmäßig 
Tausende, zu kostenlosen Litera-
turveranstaltungen zu kommen. 
Dabei setzt Ihr Unterhaltung als 
Mittel ein, um auch politische In-
halte zu transportieren. Ist das 
nicht genauso unlauter wie das 
Greenwashing von Vattenfall?

Otto: Das glaube ich nicht, weil 
wir einerseits den politischen 
und den literarischen Teil deut-
lich trennen und andererseits die 
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Interview

Was motiviert sie zu diesem En-
gagement?

Neß: Ganz klar das Statement 
für den sofortigen Atomausstieg 
und für die Energiewende. Das 
wird immer wieder deutlich. Vie-
le Künstler lehnen auch Interview-
Anfragen zu ihrem Engagement 
ab, weil sie ihren Auftritt bei Le-
sen ohne Atomstrom als ihr State-
ment verstanden wissen wollen: 
„Ich stell’ mich für Lesen ohne 
Atomstrom da hin, und das sagt 
alles!“

» Plaudern aus dem Nähkäst-
chen: Wer ist unter den Künst-
lern der glühendste Verfechter 
der politischen Ziele von Lesen 
ohne Atomstrom?

Neß: Nee, das kann man …

Otto: Das kann man so gar nicht 
sagen. Jeder sagt uns, dass er so-
fort wieder mitmachen würde. In 
diesem Kontext auf einer Bühne 
zu stehen ist ja auch für die Künst-
ler eine Atmosphäre, die sie sonst 
selten vorfinden. 

Neß: Die kommen alle gerne wie-
der, weil sie bei Lesen ohne Atom-
strom ein sehr engagiertes Publi-
kum vorfinden, das sich nicht ein-
fach nur berieseln lässt. Wir ha-
ben schon oft die Aussage gehört: 
„So ein Publikum hatte ich noch 
nie!“ Die Künstler begreifen sich 
als Teil des Projekts – bis hin zum 
ehemaligen japanischen Staats-
chef Naoto Kan. Der müsste ja ei-
gentlich eher Gast des Hamburger 
Senats sein, wurde aber im Lauf 
der drei Tage, die er in Hamburg 
war, zum Aktivist von Lesen oh-
ne Atomstrom.

» Die Vattenfall-Lesetage sind 
passé, muss Lesen ohne Atom-
strom noch weiter existieren?

Otto: Wir haben das Festival zwar 
gegründet, um auf Greenwashing 
aufmerksam zu machen, aber wir 
haben nie auf andere geschielt, 
sondern immer unsere Linie ver-
treten. Unser Format besteht 
weiter, weil viele Fragen um die 
Atomkraft noch nicht geklärt sind.

Neß: Das Thema des Festivals ist 
ja viel grundsätzlicher: Leute, wir 
müssen darüber nachdenken, was 
in dieser Gesellschaft eigentlich 
passiert. Und da ist so ein kleines, 
völlig fehlgeleitetes Kultur-Spon-
soring dann wirklich nur der Aus-
löser für sehr grundsätzliche Ge-
sellschaftskritik.

» Das Greenwashing Vattenfalls 
ist beendet, in vier Jahren geht 
das letzte deutsche AKW vom 
Netz, die Energiewende kommt 
voran. Welche Auswirkungen hat 
dieses geänderte Umfeld für die 
Zukunft von Lesen ohne Atom-
strom?

Otto: Naja, dann ist Hamburg 
immer noch Umschlagplatz für 
Atom, weil das ein Geschäftsmo-
dell des Hamburger Hafens ist. In-
sofern bleibt uns das Thema ja 
noch eine Weile erhalten. Aber 
auch darüber hinaus: Deutsch-
land ist in den letzten Jahren viel-
leicht nicht umweltunfreundlicher 
geworden, aber eben auch nicht 
umweltfreundlicher. Da gibt es 
noch viele Themen, die mit den 
Erneuerbaren Lesetagen zu be-
dienen wären. Was zum Beispiel 
das Tempo der Energiewende an-
geht, ist Deutschland kein Vorbild.

Blechschmidt: Ich finde es auch 
gefährlich, sich auf den Aus-
stiegsbeschluss allzu sehr zu ver-
lassen. Zum einen werden ja welt-
weit immer noch neue Atommei-
ler geplant. Und die Frage der si-
cheren Endlagerung des Atom-
mülls ist ja noch völlig ungeklärt.

» Also weitere Lesewochen in 
den nächsten Jahren?

Otto: Nach 66 Veranstaltungen 
und 30 000 Zuschauern muss es 
nicht immer die eine Festivalwo-
che sein. Wir arbeiten zunehmend 
fokussiert zu Anlässen und politi-
schen Themen, bei denen wir uns 
einmischen können. Unsere Ver-
anstaltung vorm G20-Gipfel war 
grad so ein Beispiel.

Neß: Da zeigt sich noch einmal 
deutlicher der Charakter einer 
Bürgerinitiative als der eines Fes-
tivals: Wenn wir mit Kultur an ei-
ner Stelle politisch eingreifen kön-
nen, dann spielt der Zeitpunkt un-
seres Tuns keine große Rolle. Es 
ist wichtiger, politisch engagier-
te Initiative zu sein, als das Fes-
tival jedes Jahr zum festgelegten 
Zeitraum stattfinden zu lassen.
Leider ist Lesen ohne Atom-
strom zu klein, um die Macht-
frage zu stellen. Aber wenn es 
das könnte – da spreche ich jetzt 
mal für alle 257 Künstler und das 
gesamte Team, ohne die ande-
ren alle gefragt zu haben –, den 
Deal würden wir sofort machen: 
Wenn kein AKW mehr läuft, kein 
Atomtransport mehr über den 
Hamburger Hafen gebracht wird, 
Gorleben unwiderruflich aufge-
geben ist, dann hören wir so-
fort auf mit Lesen 
ohne Atomstrom.

Jüngster Coup:
Lesung und

Demonstration im 
Vorfeld des

G20-Gipfels in 
Hamburg
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Liegt dieser weitreichenden Ent-
scheidung eine spezielle Motiva-
tion zugrunde? 

Reiner Frensemeyer: Als Anwalt 
habe ich den Vorteil, dass ich mit 
der Justiz vertraut bin. Meine Mo-
tivation ist nicht speziell, sondern 
sehr grundlegend. Ich sehe die ge-
richtliche Auseinandersetzung so-
wohl als Teil meiner politischen 
Arbeit, als auch als Wahrung mei-
ner Grundrechte als Einzelperson. 
Es gehört leider inzwischen zum 
System, dass bei Aktionen, die 
durch das Versammlungsrecht 
geschützt sind, seitens der Po-
lizei Verstöße gegen die Grund-
rechte begangen werden. Sie zie-
len meist darauf ab, dass Men-
schen abgeschreckt werden sol-
len, an weiteren Versammlungen 
teilzunehmen, was bedeutet, dass 
sie in ihrer Handlungsfreiheit, die 
durch die Verfassung garantiert 
ist, eingeschränkt werden. Nur 
zu oft stecken hinter Polizeimaß-
nahmen politische Interessen 
und politische Seilschaften, die 
es sehr genau zu beleuchten gilt. 

» Daher auch nicht nur die Klage 
gegen das Land Niedersachsen, 
sondern auch gegen den damali-
gen Innenminister als Vorgesetz-
ten der Polizei?

RF: Genau. Der Polizeiapparat 
muss ausbaden, was ihm seitens 
der Politik vorgegeben wird. Es 
ist neben den Verstößen der Po-
lizei aber auch wichtig, die politi-
schen Seilschaften aufzudecken. 
Meine Erfahrungen außerhalb des 
Wendlands zeigen, dass im Nach-
gang von Versammlungen, bei de-
nen die Rechte der Demonstrant/
-innen nicht gewahrt wurden, 
kein großes Bestreben besteht, 
diese juristisch einzuklagen. 
Das empfinde ich als unsolida-
risch. Es wäre für mich ein Aus-
druck der  Solidarität, für kom-
mende Aktionen die Grund-
rechte juristisch zu verteidigen, 
auch wenn mein Glauben in den 
Rechtsstaat, wie ich im Juli 2017 
bei meiner Teilnahme an der De-
mo „Welcome to hell“ während 
der G20 Proteste in Hamburg er-
kennen musste, stetig abnimmt. 

Recht

Recht  Im November 2011 erreich-
te der vorerst letzte Castortrans-
port das Zwischenlager in Gorle-
ben. Es war der längste und teu-
erste Transport, der das Wend-
land erreichte. Zuvor hatte die Po-
liziei mehrere Tausend Aktivist/ 
-innen, die auf den Schienen nahe 
der Ortschaft Harlingen friedlich 
protestierten, in einen Polizei-
kessel verbracht. Einem solchen 
Freiheitsentzug müsste eigent-
lich eine Vorführung vor Gericht 
folgen – was jedoch unterblieb. 
Noch während des Aufenthalts 
im Kessel legten Gefangene dar-
um schriftlich Beschwerde gegen 
das Vorgehen ein. In der Folge 
gab es zahlreiche Prozesse, in de-
nen Versammlungsteilnehmer/ 
-innen Schadensersatz einfor-
derten. Torben Klages sprach mit 
Reiner Frensemeyer, der als Klä-
ger den Weg durch alle Instan-
zen ging. 

» Während zahlreiche Kläger/-in-
nen anwaltlich vertreten werden, 
hast Du Dich alleine auf den Weg 
durch alle Instanzen gemacht. 
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Recht

» Im Falle des „Harlinger Kes-
sels“ sind alle Kläger/-innen bis 
vors Bundesverfassungsgericht 
gegangen. Stellt sich in der Re-
alität schwerer dar, was im All-
gemeinen als selbstverständlich 
empfunden wird?
 
RF: Nur zwei Prozent aller Verfas-
sungsbeschwerden werden po-
sitiv beschieden, darunter auch 
meine.
Nach meinem Erfolg sprach 
das Bundesver fassungsge-
richt den 2011 eingekesselten 
Demonstrant/-innen im Som-
mer 2016 Schmerzensgeld zu, 
bei denen die normalen Gerich-
te das rechtswidrige Polizeihan-
deln zwar festgestellt, Schmer-
zensgeld aber verweigert hatten.   
Für mich ist das schon ein her-
ausragender Schritt, und es war 
eine enorme Herausforderung. 
Bis zum Bundesverfassungsge-
richt gibt es schon genug Stolper-
steine, aber die Verfassungsbe-
schwerde selbst hält dann noch 
eine Menge Fallstricke bereit. Es 
bedarf sehr genauer Formulierun-

gen, die viel Zeit in Anspruch neh-
men. Der positive Bescheid mei-
ner Beschwerde führte nicht nur 
dazu, dass das ablehnende Ur-
teil des Landgerichts aufgeho-
ben wurde, sondern stärkte da-
mit auch die Paragraphen 1.1 und 
2.2 der Verfassung („Menschen-
würde“ und „Freiheit“), was rich-
tungsweisend für derartige Aus-
einandersetzungen sein könnte.  

» Die Forderung des Schmer-
zensgeldes in Höhe von 600 Eu-
ro wirkt vor dem Hintergrund des 
Aufwands sehr niedrig. Ein Ver-
gleichsangebot wurde von Dir ab-
gelehnt, obwohl die Polizei in den 
Verhandlungen betonte, dass ihr 
eigner Kessel nicht rechtskonform 
war. Warum war das nicht zufrie-
denstellend?

RF: Der Aufwand des Verfahrens 
ist für mich nicht monetär zu be-
ziffern. 
Antrieb ist ein hoher Idealismus. 
Deshalb ist es auch wichtig, dass 
ein Urteil gefällt wird, und das in 
unserem Sinne. Vergleiche wer-

den nicht veröffentlicht und die-
nen daher auch nicht als rich-
tungsweisende Beispiele. Ange-
strebt ist in gewisser Weise ein 
Präzedenzfall, auf den sich Men-
schen berufen können.  Ich per-
sönlich glaube nicht an eine Ver-
änderung des Polizeivorgehens, 
auch wenn dies beteuert wurde. 
Wichtig ist, dass mit einem posi-
tiven Urteil die Grundlage verein-
facht würde, sein Recht juristisch 
wahrzunehmen. 

» Ende November verkündete das 
zuständige Gericht nun ein posi-
tives Urteil mit einem faden Bei-
geschmack. Endet für Dich damit 
der bisher längste Castor Trans-
port ins Wendland? 

RF: Nein, das Urteil spricht mir 
99 Euro Schmerzensgeld zu, ein 
Taschengeld. Die Sache ist lei-
der immer noch nicht zu En-
de. Ich werde weiter klagen und 
hoffe auf Solidarität. Die Casto-
ren rollen schließlich weiter, nur 
momentan nicht 
mehr ins Wendland. 

Kilometer-
lang besetzten 

Demonstrant/-in-
nen im Novem-

ber 2011 die ein-
gleisige Bahnstre-

cke zwischen Lüne-
burg und Dannen-
berg. In der Nacht 

räumte die Poli-
zei die Schienen 
und brachte die 

Aktivist/-innen in 
einen so genann-

ten Kessel.

Das  letzte  Wort
steht noch aus
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Er fehlt uns heute 
mehr denn je ange-
sichts sich zuspitzen-

der Krisen bei Klima und 
Umwelt, Energie und Öko-
logie. Nicolas Born, der am 
letzten Tag des gerade ab-
gelaufenen Jahres 80 Jah-
re alt geworden wäre, zählt 
zu den unvergesslichen 
Menschen, die den Wider-
stand gegen Gorleben von 
Anfang trugen. Zusammen 
mit seinen Künstlerkolle-
gen wie Uwe Bremer oder 
Hans Christoph Buch war 
er einer aus der Schar der 
ersten Stunde im Frühjahr 
1977. 

Unvergessen seine 
Rede auf der Groß-
demo vom 12. März 

im Gorlebener Wald, in der 
er seine eindringliche War-
nung vor den Politikern im 
„nuklearen Entsorgungs-
rausch“, vor „gefährli-
chen Opportunisten“ und 
den „Rattenfängern der 
Atomindustrie“ artikulier-
te. Und er schloss: „Unse-
re unglücklichen Gefüh-
le und Ahnungen, unsere 
Sorge und unsere Angst 
sind zugleich auch unse-
re Kraft, und die lassen 
wir uns nicht versach-
lichen. Unsere Sor-
gen, wer macht sie 
sich sonst?“ Eine Fra-
ge, von der wir jetzt 
wissen, dass sie zeit-
los blieb und sich ih-
re Aktualität bewahrt 
hat, bis in den All-

tag hinein. Wenn ein 
AfD-Politiker heute da-

von spricht, Konkurrenten 
„entsorgen“ zu wollen, 
dann führt er jene Sprach-
verrohung fort, die damals 
hier im Wendland begann, 

als man den Menschen ein 
„Nukleares Entsorgungs-
zentrum“ andienen wollte.  

Nicolas Born war ei-
ner der ersten Dich-
ter, der das Monst-

röse dieses Wortes begriff. 
In seinem Gedicht „ent-
sorgt“, das die für Men-
schen schier unfassbaren 
Halbwertzeiten radioakti-
ver Stoffe anspricht, klagt 
er das Humane wieder ein: 
„Das sorgend Schöne fehlt 
mir an Krypton und / Jod 
129. Mir fehlt die Zukunft 
der Zukunft / mir fehlt sie. / 
… mir fehlen Folgen, lange 
Sommer am Wasser / harte 
Winter, Wolle und Arbeit.“ 

Nicolas Born hat 
wie kein anderer 
Schriftsteller  sei-

ner Zeit früh die bedroh-
lichen Dimensionen einer 
Technik beschrieben, die er 
als Teil einer „Welt der Ma-
schine sah“, losgelöst von 
den elementaren Bedürf-
nissen des Menschen, nur 
gesteuert von Nützlichkeit 
und Profit. Sein hellwacher 
Blick schärfte sich in den 
Elbtalauen an dieser uner-
träglichen Gleichzeitigkeit 
von wissenschaftlicher Hy-
bris und sich selbst über-
lassener Naturschönheit. 
In seinem Körper wucher-
te der Krebs, der ihn 1979 
im Alter von 41 Jahren be-
siegte, vor seinen Augen 
wucherten im Gorlebe-
ner Wald die Metastasen 
einer menschfeindlichen 
Technik: „das verruch-
te Gesindel / spürt nichts, 
sie schließen die Kartel-
le / keine Ahnung, was sie 
in die Erde setzen / Ah-
nung nicht, nur Wissen.“ 
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„entsorgt”?

kommentiert von Axel Kahrs
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Widerstand kann viele Formen haben. 26, um genau zu sein, jedenfalls 
im Fall von Bettina Boll, die im schleswig-holsteinischen Geesthacht 
seit Jahrzehnten gegen das AKW Krümmel und den Forschungsreaktor 
der GKSS kämpft. Buchstaben sind ihre Waffe, aus Abfall-Karton ge-
schnitten, bunt bemalt und – wo nötig – auf Stäben oder Stangen be-
festigt, die beim Hausbau übrig geblieben sind. Variabilität ist Bettina 
wichtig – einmal natürlich durch das Gutenberg’sche Lettern-System, 
andererseits aber auch durch die unterschiedlichen Möglichkeiten der 
Präsentation: ausgelegt, in der Hand, auf Stäben. Damit protestiert Bet-

tina selbst – und setzt auf Begeg-
nung mit anderen Menschen, die 
bereit sind, mit ihr lange Wörter 
zu bilden. Sie kämpft gegen Koh-
le, AKWs und CETA, aber auch – 
jetzt kommt’s! – gegen den Kon-
sum-Terror durch Devotionalien, 
wie sie inzwischen auf allen De-
mos zuhauf feilgeboten werden.

Der Landkreis Lüchow-Dannen-
berg hat sich verpflichtet, einen 
Weg zu beschreiten, der bis 2050 
zu fast null Treibhausgas-Emissi-
onen und zum halben Endenergie-
verbrauch führt – von 100 auf 0 in 
einer Generation also! Als so ge-
nannte Masterplankommune wur-
de er von der Bundesregierung 
als Modellregion ausgewählt, um 
zu zeigen, wie dies im ländlichen 
Raum gehen kann. „Wenn es klap-
pen kann, dann wohl im Wend-
land“, müssen sie sich in Berlin 
dabei gedacht haben, denn die 
Ziele stellen uns vor die Herkule-
saufgabe, innerhalb des nächsten 
Jahrzehnts unsere Regionalent-
wicklung auf ein komplett neues 
Gleis zu setzen. Dabei leistet der 
Landkreis nur einen notwendigen 
Beitrag, denn ohne eine radika-
le Wende ist ein unkontrollierba-
rer Klimawandel nicht mehr auf-
zuhalten. 
Also: Klar machen zur Wende! Das 
steckt ja geradezu in unserer Re-
gion WEND:LAND! Mit Gorleben 
hat es begonnen, aber es muss 
weitergehen. Und bei einem sol-
chen Neuaufbruch helfen die Er-
fahrungen der Vergangenheit und 
die Grundlagen, die vom Wider-
stand gelegt wurden. Eine dieser 
Grundlagen ist aus meiner Sicht 
seine Organisationsform. Er war 
vor allem deshalb so erfolgreich, 
weil er aus kleinen autarken Grup-
pen bestand, die sich vertrauten 
und im steten Gespräch standen. 
Das schaffte Kreativität, Flexibili-
tät, Robustheit und Energie. Und 
es gab auch eine intensive Aus-
einandersetzung mit dem guten, 
dem einfachen, dem suffizienten 
Leben. Dies ist ein ganz wichti-
ger Punkt, weil immer deutlicher 
wird, dass wir mit Effizienzsteige-
rungen und Erneuerbaren Energi-
en unsere Klimaschutzziele nicht 
erreichen werden. 
Suffizienz ist deshalb ein zentra-
ler Punkt, ein Prinzip, das in jedem 

Was keiner wagt, 
das sollt ihr wagen

Was keiner sagt, 
das sagt heraus

Was keiner denkt,
das wagt zu denken

Was keiner anfängt,
das führt aus

Wenn keiner ja sagt,
sollt ihr’s sagen

Wenn keiner nein sagt,
sagt doch nein

Wenn alle zweifeln,
wagt zu glauben

Wenn alle mittun,
steht allein

Wo alle loben,
habt Bedenken

Wo alle spotten,
spottet nicht

Wenn alle geizen,
wagt zu schenken

Wo alles dunkel ist,
macht Licht

Wo alle geizen,
wagt zu schenken

Wo alles dunkel ist,
macht Licht

Musik: Konstantin Wecker 
Text: Lothar Zenetti

Entdeckt auf Konstantin Weckers 
aktuellem Album Poesie und Wi-
derstand (2017),

erstmalig erschienen auf 
Zugaben (2008)

Die Zeiten werden wieder dunkler. Nicht nur Jahreszeit, sondern auch 
Zeitgeschichte, Weltzeit und Zeitgeist verdüstern sich bedrohlich. 
Gefühlskalte Despoten und narzistische Psychopathen sitzen an den 

Schalthebeln der Macht – einer unberechenbarer als der andere.
Die kurzen Momente, in denen ich es wage, der Lage der Welt ungeschönt 
ins Auge zu sehen, vermag ich kaum zu ertragen. Doch weggucken geht auch 
nicht – nicht mehr. Angesichts der sich ausbreitenden Grausamkeit starre 
ich mit schreckgeweiteten Augen die Welt an. Sie schaut zurück – aus ihrem 
Blick schreit unbändiger Schmerz und verzehrende Verzweiflung.
Doch in lähmender Erstarrung zu verharren, hilft ihr und uns auch nicht. 
Nur woher Kraft und Mut und Zuversicht schöpfen, um den Kampf gegen 
die gefühlt übermächtigen Windmühlen aufzunehmen, um trotz allem sei-
nen eigenen kleinen, aber unverzichtbaren Teil beizutragen, das Rad in die 
andere Richtung zu drehen?
Suchend blicke ich mich bei diesen sich weiter und weiter verfinsternden 
Aussichten nach einem Licht um. Keinem grellen und blendenden. Keinem 
weißen und klinischen. Keiner aufdringlichen Neonreklame. Keiner über-
frachteten, im Sekundentakt die Farbe wechselnden Weihnachtsbeleuchtung.
Sondern nach einer warmen Flamme, die die verschatteten Gesichter schim-
mernd erhellt. Einem zarten Feuer, das die erkalteten Gemüter sanft erwärmt. 

Ein Licht kann auch ein Ton sein. Ein schimmernder Ton, der die ver-
schlossenen Gesichter warm sich öffnen lässt. Eine sanfte Melodie, 
die die verhärteten Gemüter zärtlich entgleiten lässt.

Zart und pur, leise und unaufdringlich beginnt Weckers Klavier als scheue 
Solistin das Lied. So harmlos diese ersten Töne auch scheinen mögen, ihr 
heller, zärtlicher Klang schlüpft mühelos durch die feinen Spalten unserer 
Alltagspanzer, vermag bis tief ins erschütterte Innere zu klingen und leuch-
tet bis in die dunkelsten Ecken.
So bahnen die Töne den Weg für die weisen wachrüttelnden Worte Lothar 
Zenettis, dessen Gedicht Konstantin Wecker mit diesem Lied eine Vertonung 
schenkt. Denn ein Licht kann auch ein Wort sein. Ein winziges Wort, das die 
fast erloschene Hoffnung zart wieder aufglimmen lässt. Ein simpler Satz, der 
dem Gefühl der Ohnmacht sanft, aber bestimmt neuen Mut entgegensetzt.
Zwischen Musik und Wort klingt und schwingt Weckers Stimme – diese be-
wegend bewegte Stimme. In jedem einzelnen Ton liegt so viel wahrhafti-
ges Gefühl und ernstgemeinter, aus dem Herzen kommender Appell. Ob-
wohl Konstantin Wecker nun alles andere als meine Generation ist – son-
dern vielmehr der Lieblingsmusiker meiner Mutter und Großmutter – muss-
te, konnte, durfte ich beim genaueren Hinhören erkennen, wie viel Anlass 
ihre Verehrung hat. Er ist ein Meister des ausgesprochen heiklen Drahtseil-
aktes, tiefe Emotionalität zu zeigen, ohne pathetisch zu werden. Besonders 
dieses Lied besticht durch seine kunstvolle Schlichtheit und seine eindring-
liche Wahrhaftigkeit.
Ein Lied für mehr Rückgrat und Zivilcourage. Ein Anstoß, zu lernen, sich selbst 
treu zu sein und seinem innersten Gespür für das Richtige zu vertrauen. Für 
den Mut, im Zweifel alleine da zu stehen – mit seiner Meinung, Kritik oder 
Handlung, seinem Glauben oder seiner zärtlichen Geste der Menschlichkeit. 

Konstantin Wecker

Was keiner wagt

besprochen von Nora Krohn

Feuilleton
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Portrait Seit Beginn des Gorle-
ben-Protests ist das Lokal „Trebe-
ler Bauernstuben” Zentrum, An-
laufstelle und Wahrzeichen für 
den Widerstand im Wendland. 
Seit Anfang der neunziger Jah-
re ist das der Verdienst von Su-
sanne und Uwe Bartholomäus. 
Helga Wallat hat sich die Ge-
schichte der beiden schmecken 
lassen.

Besucher der Trebeler Bau-
ernstuben, egal welcher po-
litischen Richtung, können 

die sichtbaren Zeichen des Gor-
leben-Widerstands schlecht über-
sehen: Im Außenbereich zwei rie-
sige Xe , eine Gedenktafel und ein 
Stein zu den Protesten gegen die 
Atomanlagen und an der Theke im 
Lokal die Infobox der Bürgerinitia-
tive Lüchow-Dannenberg (BI). Das 
hat eine Geschichte:
Als Susanne und Uwe Anfang 
der 90er Jahre die Trebeler Bau-
ernstuben, ein bis dahin norma-
les Dorfgasthaus, übernahmen, 
spielten diese bereits eine Rolle 
für den Gorleben-Widerstand. Der 
Vorbesitzer Rudolf Paschke hat-
te den Gasthofsaal für Versamm-
lungen der BI zur Verfügung ge-
stellt. So erging an die neuen Be-
sitzer die – bange – Frage: Macht 

Ihr das auch? Können wir hier wei-
ter eine Anlaufstelle haben? Su-
sanne und Uwe kannten die Gor-
leben-Thematik zwar nur aus der 
Berliner Ferne, aber sie sagten Ja! 
Die beiden sahen und sehen bis 
heute ihre Form der Unterstüt-
zung des Widerstands in vielfäl-
tigen organisatorischen und lo-
gistischen Aktivitäten für die BI: 
Im Umfeld der Castortransporte 
waren die Bauernstuben Zentra-
le für Versammlungen und Pres-
segespräche. Die BI durfte dann 
auch schon mal Privatcomputer 
und Faxgerät benutzen, Verpfle-
gung wurde organisiert. Die bei-
den waren und sind stolz darauf, 
dass ihr Lokal für die Präsentati-
on der BI und des Widerstands 
wahrgenommen wird. Und es ist 
ihnen wichtig, dass diese Präsen-
tation auch optisch ansprechend 
ist, nicht nur, wenn hoher Besuch 
(wie die Minister Fischer und Trit-
tin) ins Haus steht.
Die Aufbauphase nach der Über-
nahme des Gasthauses hatte 
durchaus ihre Tücken, auch durch 
die klare Positionierung für den 
Widerstand. Das hielt schon mal 
Gäste fern.
Was den beiden den Einstieg ins 
Wendland aber erleichtert hat, 
war die frühzeitige Verbundenheit 
mit der BI. Erst dadurch fühlten 
sie sich hier „am richtigen Ort“. 

Wildgerichte,
Wein und
Widerstand

„Das Schöne ist, wo Altes bleibt 
und Neues entsteht” – dieser 
Spruch an einem Deckenbalken in 
den Trebeler Bauernstuben macht 
Susannes und Uwes Lebensein-
stellung deutlich: Altes pflegen, 
Neues entdecken – mit diesem 
Motto lässt sich die Entwicklung 
ihres Lokals zu einem überregio-
nal bekannten Restaurant mit re-
gelmäßigen Kulturveranstaltun-
gen im „Nachtcafé“ beschreiben. 
Es gilt aber auch für ihre Verbun-
denheit mit dem Gorleben-Wi-
derstand, für den sie bis heute 
mit Überzeugung ihre Räume zur 
Verfügung stellen (Mitgliederver-
sammlungen und Veranstaltun-
gen der BI, zuletzt zum 40-jähri-
gen Bestehen und die Info-Veran-
staltung über die archäologische 
Ausgrabung des legendären Hüt-
tendorfs auf der Bohrstelle 1004). 
Das Publikum hat sich verändert 
und erweitert; es reagiert in der 
Regel aufgeschlossen gegenüber 
den sichtbaren Gorleben-Bezü-
gen – und wenn nicht, wird auch 
schon mal mit den Wirtsleuten 
heftig diskutiert!
Auch in Zukunft werden Susanne 
und Uwe mit ihren Mitteln den Wi-
derstand unterstützen: In Koope-
ration mit der BI ist ein Fest für 
Mitglieder, Begleiter, Unterstützer 
und Interessierte geplant. Motto: 
1004 gute Gründe für ein Fest!
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Der
Widerstand, 
das ist doch 

unser Leben

Susanne
Bartholomäus
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Am Dannenberger Amtsberg, eingebettet in ein Meer von Pflan-
zen und unweit des Schloßgraben-Parkplatzes, steht seit über 
zehn Jahren ein Denkmal des Castor-Widerstands. Das aus Schie-

nen zusammengefügte X auf einem Geleissegment erinnert an die be-
reits durch Dannenberger Gebiet gerollten Transporte hochradioak-
tiven Mülls und weist darauf hin: Nur wenige Kilometer von hier ent-
fernt liegt jene Schienenstrecke, auf der viele Jahre lang die Castoren 
eintrafen. Nicht weit von hier liegt zudem jene Verladestation, auf dem 
die strahlende Fracht von der Bahn auf die Straße gebracht wurde. Das 

Denkmal wurde der Stadt Dannen-
berg 1996 zum Abschluss der Pro-
testaktion „Frühjahrsputz” über-
geben: Nach einer Demonstration 
durch die Stadt blockierte die Bäu-
erliche Notgemeinschaft eine Um-
gehungsstraße. Auf dem Markt-
platz konnte derweil das Zersä-
gen der Schiene geübt werden. 



Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 – 16 Uhr • Di, Do: 9 – 18 Uhr
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Name................................................................. Vorname...................................................................... 

Straße................................................................ Hausnummer..........................................................

PLZ, Ort............................................................. E-Mail......................................................................

Datum................................................................ Unterschrift.......................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahme- 
antrag per Post oder E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (6 x im Jahr) und weiteres Info- 
material unregelmäßig zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende.  Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ....................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber.............................................. Name der Bank............................................................

BIC................................................................ IBAN.......................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an: 
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, Rosenstraße 20, 29439 Lüchow
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